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Editorial 


Im beginnenden Wahljahr wollen auch wir uns dem Thema nicht ganz 
verschließen. Abgesehen von der Rückseite, mit der wir gern alte Wunden 
aufreißen, gehtes uns allerdings natürlichmehr um Grundsätzliches: Fragen 
nach dem Verhältnis zwischen alternativen Parteien und informellen Grup- 
pen, dem Sinn oder Unsinn von Parlamentarismus und schließlich nach 
anderen Demokratieformen. Eine gründlichere Behandlung der PDS war 
diesmal nicht leistbar. Vielleicht könnten die LeserInnen ja dies oder jenes 
aus den Erfahrungen mit dieser Partei beitragen. 

Es freut uns, daß wir einen Beitrag erhielten, der der leidigen Nord- 
Süd-Diskussion einen neuen Aspekt gibt, nämlich wie in Rußland schon seit 
Jahrzehnten und erst jetzt Landschaft zerstört und indigene Völker unter- 
drückt werden, um Rohstoffe in diereichen westlichen Länder exportieren 
zu können. Das Ganze wird uns dann als "umweltfreundliches Erdöl und 
Erdgas" und als Alternative z.B. zur Auskohlung des Lausitz verkauft. 
Zumindestens unter kapitalistischen Bedingungen scheint Umweltschutz in 
den reichen industrialisierten Ländern immer nur zu bedeuten, daß der 
Dreck in die armen Länder verschoben wird. 

Ansonsten werdet Ihr ja sehen. Es grüßt von Haus zu Haus! 

Eure Redaktion "telegraph" 


Bildnachweis: S. 8 aus: "Antifaschistische Information: "Junge Freiheit von 
Nationalkonservatismus bis Neofaschismus", S. 26 Foto Joachim Liebe, Titelseite, 


$.32,33,35,36, 39 Projekttutorium Gelebte Anthropologie Freie Universität Berlin 
Rückseite: Frank Feyertag 
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Der Tabubrecher 
Bürgerrechtler gab Interview in Nazizeitung 


Wolfgang Templin, Jahrgang 1948, Mitbegrün- 
derdereinflußreichen DDR-Bürgerrechtsgrup- 
pe Frieden und Menschenrechte, jetzt Mitglied 
von Bündnis 90/Grüne hatderrechtskonservati- 
ven Zeitung “Junge Freiheit” ein Interview 
gegeben. Unter seinem Bild druckte das Blatt 
ein Zitat Templins ab: “Die Vereinigung wird 
politisch und publizistisch in der BRD vor 
allem als ein ökonomisches Rechenexempel 
und eine verwaltungstechnische Maßnahme 
angesehen.” 
Eingangs wird Templin natürlich ge- 
b ihm dieses Interview nicht übel ge- 


n werde würde. Templin antwortet, eS 
d zu viele Tabus und 


demokratischen Streits. 
Diskussion nur in 


fragt, o 
nomme 
gäbe in Deutschlan 
Verbotsszonen stall 
Für ihn sei die Grenze der 
Doktrinen von Haß und Gewalt zu setzen, die 
links undrechts zu finden seien. Der Demokrat 
setze sich jenseits der alten Denkmuster für 
soziale Gerechtigkeit und die Durchsetzung 
der Menschenrechte ein. Im Unterschied zur 
PDS habe die Grüne Partei und erst recht die 
DDR-Bürgerrechtsbewegung in der Vergan- 
genheit die Lagerfixierungen überwinden wol- 
len. 
Eine Diskussion über die nationale 
Identität müsse jenseits der Ebene der sozial®r 
Verteilungskämpfe demokratisch zwischen al- 
len politischen Lagern geführt werden. Nach 
dem Faschismus müsse in Deutschland jetzt 
auch der Stalinismus aufgearbeitet werden. 
ZielseiGeschichtsverantwortung, nicht Flucht 
vor der Geschichte, die “zivilisierende 
Normalität des Nationalstaates”. Deutschland 
müsse wieder eine Verantwortung im interna- 
tionalen Geschehen übernehmen, sonst mache 
es sich schuldig. Im Fall des ehemaligen Jugo- 
slawiens könne eine solche Verantwortung 
unter Umständen zu einem militärischen Ein- 
greifen als letztem bitteren Schritt führen. 
Templin bekennt sich zu “ethnisch 


inhomogenen Gesellschaften”, wo das Mitein- 
ander verschiedener Kulturen möglich und 
bereichernd sei. Die Forderung nach einer 
multikulturellen Gesellschaft und der Öffnun 
der Grenzen für alle, wie sie von den Eulen 
gestellt werde, sei überzogen. Die Aufnahme 
von Elementen fremder Kulturen sei fruchtbar 
müsse aber demokratisch gestaltet werden. 
Anbei dann ein Porträt des bekannten 
Konservativen Michael Wolffsohn, in dem be- 
sonders seine Differenzen zur jüdischen 
Kultgemeinde und zum Jüdischen Weltkongreß 
herausgearbeitet werden. “Loyalität zu seinem 
Geburtsland ist für ihn eine Selbstverständ- 
lichkeit, was sich in seiner dreijährigen 
Wehrdienstzeit in Israel dokumentiere. Ein 
gleichzeitiges Bekenntnis zum deutschen Pa- 
triotismus bedeute dabei keinen Widerspruch. 
Wolffsohns Bewerbung zum Kulturreferenten 
von München, empört sich die “Junge Frei- 
heit”, sei am Widerstand der SPD gescheitert. 
Milde kritisiert wird lediglich, daß Wolffsohn 
Anfang 1993 gegen antisemitische Umtriebe 
an der Bundeswehrhochschule vorgegangensei. 
Ich fragte Wolfgang Templin, warum 
er ausgerechnet in der “Jungen Freiheit” seine 
Positionen verkünden müsse, obdenn die“ Jun- 
ge Freiheit” nicht aus dem von ihm verkünde- 
ten Konsens der Demokraten heraus falle. 
Templin: Es gebe in der “Jungen Frei- 
heit” nicht eine fixe Position. Es wirke für 
Leute unserer Sozialisation vieles ungewohnt, 
die Rede von Hierarchie, Wertebewußtsein 
und Tradition. Das habe mit dem konservati- 
ven Hintergrund zu tun. “Meine Haltung zum 
“Neuen Deutschland” hat mich nicht gehin- 
dert, mich mit den PDS-Leuten dort auseinan- 
derzusetzen, weil ich ihnen auch einemögliche 
Entwicklung zugebilligt habe. So werde ich es 
auch weiterhalten. Und wenn ichmerke,daßes 
diese Entwicklung nicht gibt,habensiesichals 
Gesprächspartner für mich erledigt. Aber ich 
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Die “Neue Rechte" versucht Einfluß auf das “linke Lager” zu nehmen 


Welches Interesse hat eine rechtskonservative Zeitschrift wie die JF an Personen wie 
dem SPD-Landesvorsitzenden von Brandenburg, Steffen Reiche, oder eben dem eher 
linksliberalen Templin? 

Auf einer 1993 stattgefundenen “Sommeruniversität" der “Jungen Freiheit” (JF) in 
Ravensburg wird dies als eine Strategie der “Neuen Rechten” vom rechten Theoretiker 
Donoso Belgrano angesprochen: "Die (inder Weimarer Republik, d. Red.) vonlinkerund 
rechter Seite thematisierte nationale Identität - war doch die KPD auf ihre Weise eine 
betont nationale Partei - ist geeignet, der lauen Mitte Schrecken einzujagen.” Erschildert 
weiter, es gäbe ermutigende Zeichen dafür, daß Teile der selbstbewußten Linken auf 
einen Renationalisierungsprozeß vorbereitet sind. Daß Belgano und einige andere 
neurechte Vordenker ihre Thesen auf einem Wochendseminar der FDP-nahen Dehler- 
Stiftung verbreiten dürfen, ist eine Realität, ebenso wie die Gründung von “Stresemann- 
Clubs" und rechtsliberalen Freundeskreisen in Dresden, Leipzig und Hessen. Parallel 
dazu läuft die Entwicklung in der SPD mit dem Ausbau von "Hofgeismarer Kreise” 
innerhalb der Jusos, sie wurden unter direkter Vormundschaft der Friedrich-Ebert- 
Stiftung gestellt. Der Leiter der SPD-Parteischule, Tilman Fichter, gibt laut JF zu, daß er 
an die Szenerie der zwanziger Jahre anknüpfen will, “wo linke Leute von rechts und 
nationale Leute von links kamen". Berlin soll die “gelebte Hauptstadt” sein, in der Diskurse 
zwischen links und rechts über die Nation möglich sind. Dies wird logisch wenn man 
Steffen Reiche unter dem Motto “Ich bin stolz ein Deutscher zu sein” behaupten hört: 
“Dieses nationale Gefühl zu betonen müsse legitim sein, um die Leute vor den 
'Rechtsextremen zu retten. Nationaldenkende werden durch den Antinationalismus der 
Linken erst zu Rechtsextremen gemacht”. Tilmar Fichter gehört zusammen mit Peter 
Brand, der seit Anfang der 80iger bestens aus nationalrevolutionären Kreisen wie der 
“inken Deutschland-Diskussion" (LDD) bekannt ist, zur Berliner Gruppe des SPD- 
Vordenkers Peter Glotz. 

Fichter wurde 1985 zur Verantwortung gezogen, weil er eine von Nationalrevolutionären 
verfaßte Denkschrift zur Wiedervereinigung Deutschlands zusammen mit Alt- und 
Neonazis unterschrieben hatte. Ein Jahr später ließ er Henning Eichberg, einen der 
führenden Denker der “Neuen Rechten" im SPD-offiziellen Lexikon des Sozialismus 
schreiben. Entscheidend ist jedoch, das einige SPD-Vordenker auf die Besetzung der 
nationalen Frage setzen und deshalb die Nähe von “Neuen Rechten" und 
Nationalrevolutionären nicht scheuen sondern sie suchen. 

Selbst die PDS kam jüngst, wenn auch etwas unfreiwillig zu neurechten Kontak- 
ten. Bei teilweisen Versuchen, ebenfalls die nationale Frage, in diesem Fall von links zu 
besetzen, stoßen sie immer wieder auf “Neue Rechte” und werden von Faschisten 
gefunden. Nach ersten Gesprächserfolgen mit französischen Parteikommunisten, be- 
gannen sie eine wahre Offensive. So wurde PDS-Chef Gysi zusammen mit JF-Chefre- 
dakteur Stein auf ein Podium zur 1000-Jahr-Feier in Potsdam geladen. In der '93-iger 
September-Ausgabe wurde ein ganzseitiges Interview mit dem PDS-Fraktions- 
vorsitzenden von Mecklenburg-Vorpommern, Johann Scheringer, abgedruckt. 


Quelle: “Junge Freiheit ...von Nationalkonservatismus bis Neofaschismus 
Antifaschistische Informationen ...gegen die Zeitung “Junge Freiheit" 
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sehe die Diskussion ohnehinim Gange und was 
die Leute der “Jungen Freiheit” vertreten, ist 
nicht irgendeine extreme Ecke. Die haben ei- 
nen intellektuellen Anspruch, der auch von 
Jüngeren aufgenommen wird und mitdem muß 
man sich auseinandersetzen.” 

“Ich beziehe mich auf einen demokra- 

tischen Konsens, von dem ich mir wünsche, 
von dem ich meine, die “Junge Freiheit gehört 
da rein. Ihr Anspruch ist, als erklärte 
Rechtskonservative ins demokratische Spek- 
trum zu gehören. Sie sind - was in anderen 
Traditionen ja als möglich gilt und hier an- 
scheinend unmöglich - in diesem Sinne eine 
demokratische Rechte. Das betrachten sie als 
notwendig und richtig für die Demokratie und 
grenzen sich von Rechtsradikalen auf Grund 
dieser Position ab. Ich sehe sie nicht per Garan- 
tie aber per Entwicklung in einem demokrati- 
schen Konsens undmiristes wichtig, daß sie zu 
dieser demokratischen Auseinandersetzung 
dazugehören. Das Interview bedeutet für mich 
keine Nähe, sondern den Versuch, die Ausein- 
andersetzung zu fördern. In Deutschland wird 
derzeit nicht nach Inhalten gefragt und warum 
man sie vertritt, sondern wer kann wo wie mit 
wem und was. Das wird dann auch immernoch 
falsch sortiert. Da wirdinder“TAZ”"Critikon”, 
“Mut” und “Junge Freiheit” zusammenge- 
worfen. In“Mut”schreibenmittlerweile Bubis, 
Cohn-Bendit und viele andere. Es gibt natür- 
lich eine Differenzierung. Da ich mich mittler- 
weile nicht mehr klassisch links einordne, ist 
es mir durchaus möglich, hinzugucken und zu 
entscheiden, mit wem ich spreche und mit wem 
nicht. Sondern ich sage, wo meine Gesprächs- 
bereitschaft endet. Die “Junge Freiheit” er- 
scheint mit einer neuen Mannschaft und in 
einem neuen Rythmus. Die einen sagen, daß 
das Strategie oder Taktik ist, die anderen sa- 
gen, abwarten, ob es nicht eine neue Entwick- 
lung gibt.” 

Ich fragte,ob die “Junge Freiheit” nicht 
mit ihrer Polemik gegen den Liberalismus die 
demokratischen Werte vonFreiheitund Gleich- 
heit bekämpft. Templin: “Sie meinen damit 


dengegenwärtigen,durch die Achtundsechziger 
beförderten Gesellschaftszustand der Bundes- 
republik. Das ist ja schon der nächste 
Generationenkonflikt - auch diese Tatsache 
wird von vielen verschlafen. Dort schreiben 
auch viele ältere Typen, aber die Herausgeber 
und Redakteure gehören zur Folgegeneration, 
die sich wieder an den Achtundsechzigern und 
ihren Sünden reiben, und zwar von Vorausset- 
zungen und Positionen, die ich wenigstens 
versuche zu verstehen. Und wenn sie Liberalis- 
mus sagen, dann meinensiedieseLaissez-Fair- 
Haltung, die Toskana-Fraktion, die Selbstver- 
wirklichungssucht, das Propagieren von 
Bindungslosigkeit, diesen ganzen postmoder- 
nen Gestus, der auch von vielen anderen kriti- 
siert wird. Schmidt sammelt im “Zeit”- 
Symposium die Gurus der Deutungsintellegenz 
um sich. Dort kannst du altkonservative, neu- 
konservative, welche Deutungen du immer 
willst, lesen. Wenn du die gleichen Inhalten 
anderswo äußerst, stehen die Kopf. Das gehört 


„für mich zur gegenwärtigen Situation. Es gibt 


eine Krise der Linken und alle tun sich schwer 
damit, zu sagen, was von dem, was man früher 
sagte, heute noch gilt; was, obwohl gut ge- 
meint, falsche Folgen hatte, die Diskussion um 
die Erziehung, die Wertediskussion, wieviel 
Staat, wieviel Autorität notwendig ist. Laß 
diese Fragen Leute stellen, denen man nicht 
traut, dann wird das für verschwörerisch und 
rechts gehalten, dann ist das schon brauner 
Sumpf. Ich werde für das Interview janicht nur 
von der Antifa-Fraktion angegriffen. Im Grun- 
de werden 80 bis 90% der liberal-linken intel- 
lektuellen Meinungsmacher so etwas ableh- 
nen, und zwar nicht weil sie die Inhalte ableh- 
nen, sondern weil sie der Meinung sind, daß es 
gegen die political correctness ist, die momen- 
tan herrscht. Das steckt dahinter, das waren 
nahezu alle Argumente, die ich gehört habe.” 

In der Tat hat Templin wenigstens in- 
soweit recht, als vieles, was vor Jahren noch 
sicheres Gedanken- und Wissensgut von intel- 
lektuellen Linken war, mittlerweile im konser- 
vativen Diskurs unterzugehen droht. Die Revo- 
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Templin: “Die "Junge Freiheit’ erscheint mit einer neuen Mannschaft” 


Folgende Herren treten offiziell als “Ihre Anspechpartner” der neuen, jungen "Junge 
Freiheit” in Erscheinung: 


Geschäftsführung und Managment 

- Dr. Meidinger, Götz 

Wird in den Ausgaben Mai 1986 bis November 1993 im Impressum der JF als 
Redakteurfür den Bereich Politik angegeben. Jahrgang 1957, Kaufmann. Abitur 1976 
in Stuttgart, 1977-78 Wehrdienst, 1976-82 Studium der Wirtschaftswissenschaften, 
1982-84 Promotion zum Dr. der Ökonomie, seit 1984 als Kaufmann in der Industrie 
tätig.” (JF 6/91) 

Meidinger ist der Vorsitzender des Fördervereins Unitas germanica und zusammen 
mit Dieter Stein Geschäftsführer der “Junge Freiheit GmbH”, er war Autor in der 
Zeitschrift "wir selbst” 


Geschäftsführung und Chefredaktion: 

- Stein Dieter 

Er wird seit der ersten Ausgabe im Mai 1986 undbis heute als Chefredakteur geführt: 
“Jahrgang 1967, Student, Abitur 1988 in Stegen/Freiburg, 1988-89 Wehrdienst beim 
Panzeraufklärungsbataillon 3 in Lüneburg, seit 1989 Studium der Geschichte und 
Politik in Freiburg (JF 6/91) 

Stein ist der stellvertretende Vorsitzender des Förderwerk Unitas Germanica und 
zusammen mit Götz Meidinger Geschäftsführer der “Jungen Freiheit Verlag GmbH”. 
Seine politische Karriere begann er in der “Jungen Union”; landete als baden- 
würtenbergischer Landessekretärbeider REP-Abspaltung “Freiheitliche Volkspartei” 
des Franz Handlos; von '84 -'85 war er Mitglied der REP’s, 1987 erscheint er 
zusammen mit seinem späteren JF- Redaktionskollegen Michael Krämer und Steffen 
Hupka (von der seit Ende 1992 

verbotenen "Nationalistischen Front”) imImpressumdes neofaschistischen Kleinblattes 
"Freie Umschau”; zur selben Zeit war er Sprecher der “Deutschen Hochschulgilde” 
(DS) in Freiburg; 1989 war Stein der Vorsitzende des Republikanischen 
Hochschulverbandes (offizieller Studentenverband der REP's) in Freiburg; Novem- 
ber 1990 veranstaltete er zusammen mit den Zeitschriften “wir selbst” und “Europa” 
(heute: “Zeitenwende”) den Kongreß "Initiative Deutschland 90”; er war Autor in der 
Zeitschrift "wir selbst” und Leserbriefschreiber für “Europa vorn” 


Chef des JF-Feuilleton 

- Molau Andreas 

Wird in den Ausgaben Dezember 1992 bis November 1993 als verantwortlicher 
Redakteur für den Bereich Kultur angegeben. "Jahrgang 1968 Student. Abitur 1987 
in Wolfsbüttel. 1987-88 Wehrdienst in Clausthal-Zellerfeld (2. PSV 800), seit 1988 
Studium von Deutsch und Geschichte in Göttingen.” (JF 6/91) 

Molau ist Mitglied der “Deutschen Hochschulgilde” (DG); er war Autor in den “Neue 
Rechte”- Zeitschriften "Deutsch Monatshefte” (88-89) "Nation und Europa” (90) und 
“Criticon” (92) 
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Redakteure der "Jungen Freiheit" im Selbstbild, 2. von rechts Chefredakteur Dieter Stein 


lution der 68er gegen repressive Normen und 
für mehr Selbstbestimmung gerann unter den 
Bedingungeneiner kapitalistischen Gesellschaft 
zur “Sexrevolution” zum Laissez-Fair-Stil in 
Erziehung und Beziehungen zwischen Men- 
schen - auch das Privatleben wurde in Zahlen 
und Bilanzen gebracht. Die unverschämte 
Vermarktung der Frau als Sexualobjekt be- 
gann und die Gleichberechtigung des Mannes 
wird heute mit großem Pathos begrüßt: auch er 
darf, muß heute immer mehr Sexualobjekt 
werden. Daß dies von den 68ern nicht gemeint 
sein konnte, istklar. Und soweit - gestützt etwa 
auf die simplizistischen Theorien von Reich 
(nicht der Frankfurter Schule) -, damals be- 
hauptet wurde, die sexuelle Enthemmung wer- 
de die Voraussetzungen der Revolution schaf- 
fen, war dies eben ein Trugbild, vom 
Denkmuster ganz ähnlich wie die marxistische 
Auffassung, man müsse nur den bürgerlichen 
Staat abschaffen, dann werde sich aus dem 
Bewußtsein derdannherrschenden Klasse ganz 
von selbst die neue Gesellschaft mit neuen 


Normen herstellen. Darüber wird gelegentlich 
nachgedacht, darüber müßte intensiver nach- 
gedacht werden. 

Das kann aber doch nicht heißen, daß 
konservative Unterstellungen nach dem Motto 
“Die Opfer der Kinderladenbewegung” irgend 
einen Sinn haben. Das kann nicht bedeuten, 
daß die schleichende Biologisierung der Auf- 
fassungen vom Menschen, wie sie in zum Teil 
ernst zunehmenden bundesdeutschen Medien 
betrieben wird, die aufirgendeinem Unterleibs- 
gefühl gegründete esoterische “Kritik” der 
Frankfurter Schule, das ideologischeroll back, 
gestützt auf angebliche neueste wissenschaftli- 
che Erkenntnisse oder unter falschen Voraus- 
setzungen und mit falschen oder unvollständi- 
gen Schlüssen kompilierte “Erfahrungen mit 
der Libertinage der 68er” einen ernsthaften 
Argumentationswert besitzen. In dieser bun- 
desdeutschen Gesellschaft wird permanent 
gequasselt, intellektuelle Moden lösen sich 
schnell ab. Derjenige,der sichindiesem Diskurs 
nicht äußert, vielleicht weil es im Moment 
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nichts Neues zu sagen gibt und er sich nicht 
wiederholen möchte, gerät leicht in Verdacht, 
für veraltet, überholt und am Ende angelangt zu 
gelten. | 

Kein Zweifel, in der alten DDR-Oppo- 
sition hat Templin einige Verdienste durch 
Brechung von Denktabus erworben und er hat- 
te damit gelegentlichrecht. Er wares beispiels- 
weise,derden Dialogmitden Oppositionsgrup- 
pen im übrigen Osteuropa und die Auseinan- 
dersetzung mit deren Positionen in der 
Menschenrechtsfrage immer wieder gefordert 
hat. Er hat damit mit dem Werterelativismus 
des von ihm vertretenen Marxismus gebro- 
chen. Templins Eintreten hat 1986 das Beste- 
hen der Umwelt-Bibliothek gegen den Wider- 
stand der IM-zersetzten und konkurrenznei- 
dischen Ostberliner Oppositionsszene erst 
möglich gemacht. Andererseits hat Wolfgang 
Templin, ob er in der Sache recht hatte oder 
nicht, oftmiteigenmächtigem Verhalten wich- 
tige Diskussionen zerstört, wie beispielsweise 
am Fall des Menschenrechtsseminars 1986/ 
1987 zu erörtern wäre und unglückliche Ent- 
wicklungen ausgelöst, wie sie die von ihm und 
anderen betriebene politische Organisierung 
der Ausreiswilligen war. 

Templin istein Tabubrecher und er hat 
dafür oft gute Gründe gehabt. Die Frage ist, ob 
es sinnvoll sein kann, Tabubrechen zum Prin- 
zip zuerheben, obdiesnichteinesehrmodisch- 
kapitalistische Angelegenheit ist. Tabus sind 
ja nur die Rückseite von einmal aus bestimm- 
ten Gründen vereinbarten Normen. Tabus zu 
brechen ist dann sinnvoll, wenn die Vorausset- 
zungen nicht mehr zutreffen, unter denen Nor- 
men vereinbart wurden. Und die rechten Zeit- 
schriften wurden deshalb von Linken und De- 
mokraten geächtetet, weil sie eine inhumane 
Gesellschafts- und Menschenauffassung pre- 
digten. Mit der angeblichen genetischen 
Unterschiedlichkeit der Menschen wird eine 
Hierarchie der Rassen und Einzelmenschen 
begründet. Der multinationalististische und 
nationalrevolutionäre Anstrich der Neuen Rech- 
ten verdeckt nur den Anspruch auf Hegemonie 
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der eigenen Rasse. 

Es ist doch die Frage, ob auch nur ein 
minimaler Anlaß besteht, die Redakteure der 
“Jungen Freiheit” für Diskussionspartner im 
Rahmen eines demokratischen oder auch nur 
real-demokratischen Konsens zu halten. Die 
“Junge Freiheit” wurde 1986 als Zeitschrift der 
Freiheitlichen Volkspartei desehemaligen Rep- 
Mitglieds Franz Handlos gegründet. Getragen 
wird sie vom Förderverein “Unitas Germanica 
e.V.”, der 1991 in “Verein zur Förderung der 
Toleranz auf dem Gebiet des Völkerverständi- 
gungsgedankens bei allen Deutschen, Unitas 
Germanicae.V” umbenannt wurde. Die“ Junge 
Freiheit” ist kein Insiderblatt des rechten Net- 
zes. Sieistein Propagandablattundes wird viel 
Geld ausgegeben, um fähige Journalisten zum 
Eindringen in die Köpfe des Publikums zu 
gewinnen. Die Taktik, derer man sich dabei 
bedient, ist bei diversen Sekten entlehnt, und 
selbst in diesem kurzen Interview ablesbar: 

- Gegnerische Themen aufgreifen, Termini 
modifizierenundmiteigenen Inhalten belegen; 
- Keile in das gegnerische Lager treiben, Dar- 
stellung der Dissenzpositionen innerhalb der 
jeweiligen Gruppen; 

- Bei Gegnern Zugeständnisse an nationalisti- 
sche Positionen herausarbeiten. Dadurch der 
eigenen Position Salonfähigkeit geben, die geg- 
nerische als verschwommen und unklar dar- 
stellen. 

Die “Junge Freiheit” hat als besondere 
Zielgruppe die intellektuelle Jugend. Sie gibt 
sich den Anschein, jenseits der traditionellen 
rechts-links-Kategorien zu stehen. Es werden 
Themen der Linken aufgenommen und natio- 
nalistisch gewendet. So wird beispielsweise 
der Begriff Antiimperialismus als Kampf der 
Völker um nationale Identität und gegen die 
kulturelle Entfremdung gedeutet. Im Namen 
der “Nationalen Identität” wird gegen das 
Feindbild des Liberalismus gekämpft, worun- 
ter - ganz nach Nazi-Manier - die als 
fremdländisch denunzierten Denkschulen des 
Wirtschaftsliberalismus zusammengefaßt wer- 
den mit den demokratischen Ideen von Frei- 


heit, Gleichheit und Selbstbestimmung. 

Nichts deutet darauf hin, daß sich das 
Wertesystem der “Jungen Freiheit” von dem 
der neuen Rechten unterscheidet. Templins 
Argumentation, die “Junge Freiheit” habe ei- 
nen intellektuellen Anspruch, der auch von 
Jüngeren aufgenommen werde und mit dem 
man sich auseinandersetzen müsse, verfängt 
nicht. Werdiese Zeitschriftliest, gehörtbereits 
in den rechten Kontext, wer sich mit ihren 
Redakteuren in ein Gespräch begibt, läßt sich 
benutzen. In der Tat konnte Templin auch in 
seinem Interview kaum eigene: Botschaften 
unterbringen, sondern bediente nur die Raster 
der Redakteure. 

Wenn man schon über Nationalismus 
nachdenken will, ist dies wesentlich gründli- 
cher und ohne Gefahr mißdeutet zu werden, 
zumindestens in den ostdeutschen linken Zeit- 
schriftenmöglich. Die leidennämlich an einem 
Mangel an Korrespondentenund Redakteuren, 
und zwar zum großen Teil deshalb, weil linke 
Prominente sich zu schade sind, in diesen 
auflagenschwachenBlättchen zu schreiben (die 
deshalb auflagenschwach bleiben) und 
stattdessen lieber die renomee-, honorar- und 
in diesem Fall sensationsträchtigeren Spalten 
der bürgerlichen oder sogar rechten Presse 
vorziehen. 

Allerdings würde wahrscheinlich die 
Redaktion des “telegraph” einen Artikel mit 
Skepsis betrachten, in dem im Namen einer 
nationalen Verantwortung im äußersten Fall 
eine militärische Intervention in Jugoslawien 
befürwortet wird. Es istnicht einzusehen, war- 
umsichnationale Verantwortung aus gerechnet 
in der Hilfe für die von Legitimationsängsten 
geplagteBundeswehrund die von Absatzsorgen 
geplagte deutsche Rüstungsindustrie zeigen 
sollte. Solangeeine Einstellung der Rüstungsex- 
porte an Diktaturen in aller Welt wegen der 
Sicherung des “Arbeitsplatzes Deutschland” 
undenkbar erscheint, ist es schwer, deutschen 
Politikern, Generälen und Wirts chaftskapitänen 
ihre Sorge um die Menschenrechtssituation in 
Bosnien abzunehmen. 
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Genauer erklären müßte Templin auch 
seine Aufwertung des Nationenbegriffes. Es 
kann jakein Zweifel daran sein, daß wir jetztin 
Deutschland angekommen sind. Die Mehrheit 
der DDR-Bevölkerung hat sich dafür späte- 
stens im März 1990 entschieden - wahrschein- 
lich auch gegen die Stimme Templins, jeden- 
falls aber gegen meine. Niemand zwingt uns, 
das auchnoch zubegrüßen und zulieben. Wenn 
ich mich nicht irre, gehörte Templin vor der 
Wende zu denen, die über eine weit sympathi- 
schereMenschen-undSchicksalsgemeinschaft 
nachdachte als ausgerechnet dieder Deutschen: 
eine Konstruktion Ostmitteleuropa. Zugege- 
ben, ein solches Bündnis der Schwachen hatte 
wahrscheinlich keine Chance. Aber ein Bayer 
und ein Mecklenburger, sagt ein altes Sprich- 
wort, haben so wenig miteinander gemein, daß 
sie sich nur auf Kosten eines Dritten einigen . 
können. 

Der Der Berliner Landesvorstand von 
Bündnis 90/Grüne hat in diesen Tagen be- 
schlossen, Templin nicht aus der Partei auszu- 
schließen. Mit einem Ausschluß, hieß es, wer- 
de man dem Vorgang zuviel Bedeutung einräu- 
men und zusätzliche Reklame für Templin zu 
schaffen. Er wird wohl in dieser Partei keine 
Mandate und Ämter mehr bekommen, dafür 
aber wahrscheinlich in Zukunft zu einem gut 
dotierten Vorzeige-Linken für Konservative 
und weiter Rechtsstehende werden. Aus mei- 
ner Verwandtschaft, in der jemand dem 
rechtskonservativen Thule-Kreis nahesteht, 
werde ich hören: “Der bekannte linke Publizist 
und ehemalige DDR-Oppositionelle Wolfgang 
Templin hat gesagt...” Ich werde traurig sagen: 
“Ja,ja der Wolfgang...” 

W. Rüddenklau 
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Rote “Antifaschistische “ Initiative 
oder 
Stalinistische Arbeiter- und Bauernfänger versuchen ihr Glück in 


Ostberlin und Brandenburg 


Im Herbst 1989 fand der Staatssozialismus 
ortodox-kommunistischer Prägung in der DDR 
ein Ende. So auch in den ehemaligen 
Bruderländern. Eigentlich haben das alle be- 
griffen. Nur in Berlin-West gibt es noch heute 
eine Gruppe junger “Rot-Gardisten”, die da- 
von nicht viel mitbekommen haben. 

Waren die Genossinnenund Genossen 
der sogenannten “Roten Antifaschistischen 
Initiative (RAI) , im Westen schon als “Rote 
Garde (RG)” längst am völligen politischen 
Abseits angekommen und holten Sie selbst bei 
eingefleischten Marxisten keinen räudigen 
Hund mehrhinter dem Ofen hervor, sonutzten 
Sie dieChance der Öffnung des Ostens um dort 
neuen Halt zu bekommen und unter den jun- 
. gen, vermeintlich politisch relativ unerfahre- 
nen Antifagruppen des Ostens aufDummenfang 
zu gehen. Doch muß ihnenin denersten Jahren 
nach der Wende relativ schnell aufgegangen 
sein, daß nur neue Kleide neue Leute machen 
und ihr alter Rock ziemlich von Motten 
zerfressen war. Und so warf sich der Wolf ein 
Schafspelz um und aus der Roten Garde wurde 
die Rote Antifaschistische Initiative. Doch wie 
es so schon heißt, Namen sind Schall und 
Rauch und niemand kann aus seine Haut. Und 
auch dem bösen Wolfnützte das Kreidefressen 
letztendlich nichts. 

Im Frühjahr 1993 versuchten die 
RAI’ s mehrfach vergeblich in 
Köpenick unter ihrer ideologischen Führung 
eine Antifagruppe zu installieren. Aber die 
Leute dort schüttelten bei den schwülstigen 
Ansprachen der Westberliner nur verwundert 
die Köpfe. Irgendwoher kannten sie solches 
Gelaberdochnoch? Ach ja, Staatsbürgerkunde- 
Unterricht. Die Köpenicker Kids lästerten, 
woher die Wessis wohl solch politische Über- 
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zeugungen her hätten, sie waren doch nicht 
gezwungen worden, die SED-Programme aus- 
wendig zu lernen. Als die RAI-ler dann ihre 
Karten aufdeckten und feste Mitgliedschaften 
einführen wollten und den Kids, die eigentlich 
“nur” was gegen Faschos 
machen wollten, mit Kader-Schulungen und 
polittheoretischen Referaten kamen, rochen 
sie den Braten und verschwanden, auf 
Nimmerwiedersehen. 

Doch damit war die RAI noch lange 
nicht am Ende. Man begann nun das Umland 
von Berlin zumissionieren. Als erstes versuch- 
ten sie sich an Schwedt. Die Stadt war in den 
letzten Monaten wegen ihrem extremen 
Naziaufkommen und ihren vonden Stadtoberen 
geduldeten und-geförderten steten Übergriffen 
auf vermeintlich linke Menschen und Einrich- 
tungen in die Schlagzeilen geraten. Der nur 
zahlenmäßig kleine, relativ chancenlose Grup- 
pe junger Antifas erschien die von der RAI 
angekündigte Hilfe und Verstärkung als Ret- 
tung in höchster Not und sie gingen den roten 
Garde-Rättenfängern erst mal auf den Leim. 
Im Juni 1993 organisierten die Schwedter 
Antifas zusammen mit der RAI eine Demo. 
Diese lief anfangs ziemlich gut, Autonome 
stellten einen Lautsprecherwagen und sicher- 
ten ihn ab. Es sprachen Schwedter Antifa und 
Bürger, ein Angriff von 
Faschos wurde vereitelt. Der Knüllerder Demo 
aber war dann ein Frau von der RAI. Diese 
verkündete über den Lautsprecher dick- 
schwülstige Parolen: das deutsche Kapital, 
Ausdruck des marodierenden internationalen 
Imperialismus als letztes Stadium des Kapita- 
lismus sei die Basis des Neofaschismus. Nur 
die organisierte revolutionäre Kraft der Arbei- 
terinnen und Arbeiter könne das stoppen! Die 
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von den Balkonen der Neubauten herunterblik- 
kenden Menschen waren wohl angesichts die- 
ser alt vertrauten Phrasen aus längst vergange- 
nen Zeiten etwas verwirrt. Den Schwedter 
Antifas war's mächtig peinlich und 
die Autonomen waren stinksauer. 

Doch eskamnochdicker. Am Endeder 
Demo gab es etwas Streß mit der Polizei. Ein 
Antifa war von den Beamten angegriffen wor- 
den und die Zug wurde eingekesselt und zum 
Stehen gebracht. Die Schwedter Organisatoren 
versuchten die Leute via Lautsprecher zu beru- 
higen, um eine Schlägerei mit der Polizei zu 
verhindern, denn die wartetenurdaraufundtat 
alles damit es knallte. Ganz im Gegenteil zu 
den Herrschaften von der RAI.. Die spulten 
ihre Phrasen ab und versuchten, die Stimmung 
anzupeitschen: ..die Bullen, die Büttel des 
deutschen Kapitals (schüttel, schüttel) müßten 
tüchtig aufdie Fressebekommen, der Gefange- 
ne müßte von entschiedenen Revolutionären 
(grusel, grusel) frei gekämpft werden ... Es gab 
tüchtig Zoffum das Mikro im Lautsprecherwa- 
gen, doch die Schwedter konnten sich 
letztendlich durchsetzen. 

Einige Zeitspäter trafensichSchwedter 
Antifa’s mit dem Chef der RAl in einer Berli- 
ner Kneipe. Dort sollten mal so ein paar politi- 
sche Grundsätze geklärt werden. Der Einzige, 
der jedoch klärte, war Herr RAI. Und zwar 
pausenlos von 22.00 Uhr bis 04.00 Uhr mor- 
gens. So sprach er von seinem Traum, einer 
revolutionären Organisation der Arbeiterinnen 
und Arbeiter, die aus der antifaschistischen 
Bewegung entstehen könnte. Er sprach vonden 
Autonomen die mit ihrer völlig verfehlten 
Politik endgültig abdanken sollten (umderRAI 
das Feld zu überlassen?). Man müsse die 
revolutionäre Kraft der Arbeiterinnen und Ar- 
beiter entfachen... (Um nur einiges von dem 
bull shit zuerwähnen den er abließ). Und dann 
kam er auf Stalin zu sprechen. So seien seine 
Werke bedeutende Klassiker. Er war noch ein 
echter Revolutionär, derdie Entwicklung ver- 
angetrieben hatte. Und daß beim Hobeln Späne 
entstehen (Gulag, Terror, Folter = Hobeln? 
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Millionen Tote = Späne? - dakommt einem die 
Gallehoch!) ist doch wohl klar. Gescheitert sei 
der Kommunismus in den Öststaaten nicht am 
Stalinismus, sondern an der bürokratischen 
garnichtmehrrevolutionären Politik der KPAdSU 
undderen Bruderparteien der 70igerund 80iger 
Jahre. Und natürlich am Verrat der Revolution 
durch die Reformer um Gorbatschow. Völlig 
übermüdet und der Sprüche leid fuhren die 
Schwedter heim, uns sagten sich: nie wieder! 
Der nächste Auftritt der RAI erfolgte 
dann einige Zeit später in Angermünde, 20 km 
vor Schwedt. Als ein Mob von etwa 100 Nazi 
das Antifa-Info-Cafe überfallen wollte, errich- 
teten die anwesenden 30 Antifas aus 
Angermünde und der näheren Umgebung Bar- 
rikaden zum Schutz des Cafe’s. Die ebenfalls 
herbeigeeilte Staatsmacht in Form von 70 Be- 
amtendes BGS stellte sich zwischen die Partei- 
en, - nicht etwa um die Nazis auseinander- 
zujagen; oh nein - sie forderten die Leute im 
Cafe auf, die Barrikaden abzubauen und droh- 
ten mit der Stürmung des Cafe’s.- 
Den Insassen war klar, daß die Polizei nicht 
lange fackeln würde und der Nazi-Mob dahin- 
ter nur darauf wartet, sich an den Resten eines 
etwaigen Knüppel-frei-Einsatzes des BGS 
auszutoben. Also gab man über den hinzuge- 
kommene Angermünder Bürgermeister be- 
kannt, daß man bereit wäre, die Barrikaden 
abzubauen., wenn die Polizei den Antifas 
Schutz vor den Nazis und sicheres Geleit nach 
Hause zusicherten. Damit hätten alle leben 
können außer... Unter den Leuten im Cafe 
befanden sich auch fünf Leute der RAI. Und 
wie sollte es auch anders sein, sie veranstalte- 
ten ihren altbekannten Zinnober: die Staats- 
büttel und Bullen müßten ordentlich was auf 
die Fresse bekommen. Sie forderten jeden und 
jede auf, Knüppel und Steine in die Hand zu 
nehmen. Wer sich ihnen widersetzte wurde 
beschimpft: “Wenn ihr zu feige seid, dann 
verpißt euch nach hinten!” Tapfer belegten die 
Genossen der RAldie Polizei mit äußerst intel- 
ligenten Sprüchen. Nur mit Mühe konnten die 
anderen die RAI-Leute davon abhalten, die 
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Beamten mit Steinen zu bewerfen. Die Folge 
waren erneute Beschimpfungen: “Ihr feigen 
Arschlöcher! Wir haben gelernt, wie man 


kämpft, also überlaßt das uns.”’Obdenn wenig- 


stens die anderen (speziell die Angermünder, 
denn es ging ja um ihr Cafe) weiter vorgehen 
wollten? Scheinbar übersahen die RAI-Leute 
auch, daß sie es mindestens mit 70 Polizisten 
und Nazis zu tun hatten und im Cafe eben nur 
30 Leute waren. Oder versetztetwader Glaube 
an Stalin Berge? Doch kaum warden Genossen 
der RAI klar, daß es Essig war mit Straßen- 
kampf, waren sie die ersten, die sich durch die 
Gärten hinter dem Cafe verpissen wollten. 
Zu einem kurz darauf stattgefundenen 
Brandenburger Antifa-Treffen, bei dem auch 
die RAI anwesend war, erschienen die 
Angermünder aus Protest gegen diese erst gar 
nicht. Aus Schwedt wurde herbe Kritik gegen 
das überhebliche Avantgard-Gehabe der RAI, 
das die eigenen Leute gefährdet, geübt. Es 
wurde klargestellt, daß von ihrer Seite aus 
keine Zusammenarbeit mit der RAI mehr mög- 
lich sei. Daraufhin wurde ein anwesender Ver- 
treter aus Schwedt von den RAI-lern als 
opportunistischer TAZ-Leser enttarnt. Sie ver- 
langten, daß er aus dem Plenum ausgeschlos- 
sen werde. Die nächsten Wochen wurde das 
Treffen von der RAI beherrscht: Sie deckte 
nach gleichem Muster wiebeiden Köpenickern 
die anwesenden Gruppen mit Grundsatz- 
papieren zu, die die Politik der RAI fundamen- 
tieren sollten und vom Plenum abzusegnen 
waren. So der Antrag. eine “Antifaschi- 
stische Aktion Nordbrandenburg (AA-NB) zu 
gründen, inklusive dreiseitiger Analyse der 
imperialistischen BRD undihrerFaschisierung. 
Durch die Namensgebung liegt der Verdacht 
nahe, daß die RAlmit der Gründung einer AA- 
NB die Schaffung einer unter ihrer Vormund- 
schaft stehenden regionalen Vorfeldorgani- 
sation für die BRD-weit operierende Antifa- 
Partei “Antifaschistische Aktion/ 
Bundesweite Organisation (AA-BO)”beabsich- 
tigt. Dieser Verdacht bekommt dadurch Nah- 
rung, daß die RAI seit längeren einen Antrag 
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auf Mitgliedschaft in der AA-BO zu laufen 
hatte, damit Beobachter war und auf dem letz- 
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ten AA-BO- Treffen offiziell Mitglied der AA- Revolutionäre der RAI in ihren Ford Escord 
BO geworden ist. und den Land-Rover, während die opportu- 
Krönung und deutlichstes Beispiel für nistischen Weichwürste aus Schwedt, Anger- 
ihre Bemühungen, die Brandenburger Antifa- münde und anderswo in ihren ollen Trabbis 
GruppenunterKontrollezubekommenwarder nach Hause ratterten. 
Versuch, die Schwedter Antifa-Zeitung “Geier Der neueste Streich der RAI ist die 
Wally” zu zensieren. Es ginge janicht an, daß Gründung einer Berlin/Brandenburger Antifa 
die Schwedter für ihre Stadt eine eigene Zeit- namens Antifa/R. “R” steht natürlich für 
schrift herausgeben würden, ohne den Inhalt “revolutionär”. Und tatsächlich haben sich in 
von der RAI begutachten und absegnen zu einpaar Städten um Berlin herum einige Leute 
lassen. der RAI angeschlossen. Als einer dieser Leute 
Eskamdannaberanders, alsdieRAles auf einem Brandenburger Treffen als Autono- 
sich wünschte. Einpaar Wochenhattensichdie merangesprochen wurde ‚drohtedieser:““Wenn 
Brandenburger Antifasdasmitangesehen. Nun du mich noch mal einen Autonomen nennst, 
aber war es genug. Der Schwedter TAZ-Leser hau’ ich dir die Fresse ein.” Auch in Ostberlin, 
wurde nicht ausgeschlossen und die Papiere im PrenzlauerBerg schleichen ein paar RAI-ler 
der RAI zurückgewiesen. Auch mit der Grün- herum. Fs sind zu großen Teil jedoch zu- 
dung der AA-NB hatte die RAlkeinen Erfolg. gereiste Gesinnungsgenossen aus Westdeutsch- 
Stattdessen wurde der Schwerpunkt von allge- land. 
mein politischen Ansprachen auf eine Sagen wir es mal ganz parteilich: Es ist 
Koordinierung der praktischen Antifa-Arbeit zu hoffen, daß es die RAI nirgendwo schafft, 
gelegt. Die RAlhatte ihren Dämpfer wegund sich zu etablieren und daß diese üblen 
saß schmollend in der Ecke. Als nach diesem Stalinisten überall in ihre Schranken gewiesen 
Treffen alle nach Hause fuhren, stiegen die werden. n.n. 


Verspätete 1848er? 


Linke Parteien und informelle Gruppen 


in Ostdeutschland seit der Wende 


Drei ehemalige DDR-Oppositionelle, Uwe Dähn, Bernd Gehrke und Renate Hürtgen sind 
nach der Wende unterschiedliche Wege gegangen. Sie unterhalten sich im Folgenden über 
informelle Gruppen, Runde Tische und Parlamentsarbeit, deren Wertigkeit und deren 
Verhältnis. Renate Hürtgen (46), Mitbegründerin der Unabhängigen Gewerkschaftsinitiative, 
ist jetzt Sozialwissenschaftlerin, Bernd Gehrke (43), Mitglied der Vereinigten Linken, 
verdient sein Geld als Mitarbeiter der Gruppe Neues Forum-Bürgerbewegungen im 
Berliner Abgeordnetenhaus, Uwe Dähn (43), Mitglied des Berliner Vorstandes von Bündnis 


90/Die Grünen ist zur Zeit arbeitslos. 


telegraph: Bernd, Renateund Uwe, alleDDR- funden? 

Bürger mußten sich nach der Wende auf die Renate Hürtgen: Ich gehöre zu den kritischen 
völlig neuen Verhältnisse der Bundesrepublik Leuten, die zur Wende ein bißchen hilflos 
Deutschland einstellen. Wie ist Euch das als herumstanden. Die Angebote, die aus den ver- 
politische Menschen, als Oppositionelle ge- schiedenenGruppen kamen, vomNeuen Forum, ( 
lungen? Welches Verhältnis habt Ihr zu Partei- den Sozialdemokraten, Demokratie Jetzt - das 
en und Bewegungen der Bundesrepublik ge-- warnichts, wo ich mich hätte engagieren kön- 
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nen. Aus verschieden Gründen. Ich’hatte den 
Anspruch und die Überlegung, daß in den 
Betrieben etwas passieren müßte und der Wi- 
derstand von der Straße endlich in die Betriebe 
getragen würde. 

Aus dieser Hoffnung heraus gehörte 
ich zu denen, die damals versucht haben, eine 
Unabhängige Gewerkschafisinitiative ins Le- 
ben zu bringen. Das war, wie der Name sagt, 
sehr locker gemeint. Es war nur eine Initiative 
und wir hatten auch nicht die Hoffnung und die 
Absicht, nach wenigen Wochen zu einer Orga- 
nisation überzugehen. Es war ein Angebot, 
nicht Partei, nicht einmal ein Verein, eine 
informelle Gruppe, die eine Initialzündung 
geben sollte, eine Bewegung auszulösen, sie zu 
begleiten oder unter Umständen auch ihr eine 
Organisationsform zu geben. Wirhaben immer 
wieder versucht, mit Initiativen und Gruppen 
zu arbeiten, die weder Partei- noch Vereins- 
strukturen trugen, und das mit allen negativen 
aber auch positiven Seiten. 

Uwe Dähn: Ich habe im November 1989 zur 
selben Gruppe gehört und empfand das als eine 
sehr sinnvolle Arbeit, die ersten Kontakte mit 
Initiativen im Osten, die Vernetzung mitlinken 
Betriebsräten im Westen. 

telegraph: Was hat Dich dann bewogen, zum 
Neuen Forum zu wechseln und jetzt recht eta- 
bliert bei Bündnis 90/Die Grünen zu sein? 
Uwe Dähn: Der Ausdruck “bewo- 
gen” unterstellt, daß man die Zeit 
gehabt hätte, sich hinzusetzen und das eine 
Woche zuüberlegen. Mitglied im Neuen Forum 
war ich seit September 1989. Im Juni 1990 
kamen Leute aus dem Neuen Forum zu mir, die 
in Berlin-Mitte einen Stadtratkandidaten 
brauchten, um die SPD aus der Schmollecke zu 
holen. Aber die SPD kam nicht aus der 
Schmollecke. Und dann war ich plötzlich zum 
Stadtrat für Bildung und Kultur gewählt. Ich 
habe dann Bundespolitik erst wieder auf dem 
Bündnis 90-Kongreß im Mai “92 mitgekriegt, 
soeingebunden warichin die Arbeitim Bezirk. 
Es spielt auch sicher der Zufall eine Rolle, in 
Berlin-MitteindiePolitik eingestiegen zu sein, 
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weil dort die verschiedenen Gruppen, Neues 
Forum und die Grünen schon vor der Gründung 
von Bündnis 90 nicht bereit waren, gegenein- 
ander zu arbeiten. Für mich war es von daher 
unverständlich, warum sich die ehemalige 
Opposition im Osten nicht zusammenschließt. 
Deshalb bin ich dann in das Bündnis 90 gegan- 
genund warauch fürdenZusammenschlußmit 
den Grünen. Wir sind halt in der Bundesrepu- 
blik angekommen, ob wir das wollen oder 
nicht. Wenn ich hier Politik machen will, dann 
sind für mich die West-Grünen der Partner. 
Das sage ich nicht nur aus einer Sicht von 1992 
bis 1994. Wenn ich 1985 einen Ausreiseantrag 
gestellt hätte - und ich bekenne mich dazu, das 
ab und zu überlegt zu haben - , dann hätte ich 
mich sicher zuerst bei den Grünen engagiert. 
Ob ich es da bei den ganzen Querelen bis heute 
ausgehalten hätte, ist eine ganz andere Frage. 
Bernd Gebrke: Daß die ehemalige DDR-Op- 
position nicht zusammengefunden hat, liegt 
natürlich auch daran, daß wichtige Teile der 
späteren Partei Bündnis 90 ein ganz bestimm- 
tes Spektrum systematisch und mit rüden Me- 
thoden ausgeklammert hat. Das war das 
Spektrum, dem ich angehörte, das Spektrum 
der Vereinigten Linken (VL). In einer Zeit, in 
der “links” nicht sehr modisch war, wollteman 
mit dieser Tradition nicht sehr viel zu tun 
haben und grenzte es aus, selbst wenn es im 
Detail übereinstimmende Meinungen gab. Man 
müßte also unterscheiden zwischen dem, wo- 
mit wir im Herbst 89 angetreten sind und den 
Prozessen, die Uwe angeschnitten hat: Was 
machen wir, nachdem wir in der BRD ange- 
kommen sind. Das war nicht ganz das Gleiche. 

Mein Weg war die Gründung der Ver- 
einigten Linken (VL), mit der Absicht, einen 
radikaldemokratischen Verein zu schaffen, der 
alles, was sich in der DDR als links definiert 
hat, gegen Stalinismus und Kapitalismus, ins 
Gespräch zu führen. Es sollten nicht diese 
üblichen sektiererischen Entwicklungen in ei- 
ner Situation stattfinden, die von Anfang an 
problematisch war. Es sollte die Beseitigung 
des Stalinismus durchesetzt werden und es 
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mußte die starke BRD-Nachbarschaft in Rech- 
nung gestellt werden. Die VL war ein sehr 
heterogenes Bündnis. Der Anspruch war, eine 
radikaldemokratische, sozialistische, sich selbst 
 verwaltende DDR zu schaffen. Dann waren wir 
sehr schnell gezwungen, darüber nachzuden- 
ken, wie wirim Zuge derüberstürzten Vereini- 
gung ein Maximum von Inhalten in diesen 
Vereinigungsprozeß einbringen. Der Anfang 
war einanderer als wirdann zum Schluß zu tun 
gezwungen waren. Die VLhatnach der Wende 
politisch gesehen eine Grätsche gemacht, weil 
diese Spektren doch zu unterschiedlich waren. 
Es gab von Anfang an einen Flügel, derradikal 
gegen Parlamentarismus und Wahlbeteiligung 
war und schnell weg blieb. Dann gab es das 
Spektrum, das sich als linker Flügel der 
Bürgerbewegung verstanden hat und den klei- 
nen aber wichtigen Teil, der versucht hat, im 
Spektrum der SED Spaltungsprodukte zu sam- 
meln. Mit der Wiedervereinigung istdann alles 
noch ein bißchen anders geworden. Die VL 
wurde in den Berliner Bündnisverhandlungen 
der Bürgerbewegungen zu den Bundestags- 
bzw. Abgeordnetenhauswahlen 1990 als 
ungeliebtes Kind aufgenommen, nicht als Or- 
ganisation, sonst hätte man den leidigen Be- 
griff “links” in den Namen übernehmen müs- 
sen, sondern wir wurdenüber Einzelkandidaten 
vertreten. Sokam fürdie VL Hans Schwenkein 
das Abgeordnetenhaus, der dann seinem Na- 
men alle Ehre machte und nach kurzer Zeit der 
rechte Flügel der Bürgerbewegung war, dann 
zueinerliberalen Zwergpartei wechselte, dann 
der FDPbeitrat und, wieich heute gehört habe, 
auch schon wieder aus der FDP ausgetreten ist. 
Ich selbst habe mich als zum linken Flügel der 
Bürgerbewegung gehörig definiert und arbeite 
jetzt im Berliner Abgeordnetenhaus als Mitar- 
beiter der Gruppe Neues Forum-Bürgerbe- 
wegung. 
Uwe Dähn: Zu einem Punkt muß ich einen 
Einspruch machen, nämlich, daß die VL aus 
den Bürgerbewegungen herausgedrängt wur- 
de. Wenn da Verletzungen waren, waren sie 
sicher beiderseits. 
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Bernd Gehrke: Nein, das stimmt nicht. Ich 
werde nicht vergessen, daß ich von Leuten der 
Bürgerbewegung wie Konrad Weiß stellvertre- 
tend als Vertreter stalinistischer KZs benannt 
wurde. Das ist auch nicht zufällig, weil in 
dieser Bürgerbewegung ein breites Spektrum 
war, von rechtsliberal bis links. 
Renate Hürtgen: Uwe, an Deiner Person wird 
deutlich, daß jemand, der eine Zeitlang eine 
solche informelle Gruppe befürwortet hat, ir- 
gendwann in einen Parteizusammenhang ge- 
gangen ist. Ich würde gern wissen, wie das 
kam, nicht, daß das zufällig war, sondern das, 
was man verallgemeinern könnte. Ich habe in 
Erinnerung, daß die Einbindung der verschie- 
denen Gruppen der Bürgerbewegung in diesen 
Runden Tisch der Anfang vom Ende war. Wich- 
tige Kr“iie wurden gebunden, alle Gruppen 
scli sktenihre besten Leute. Und die warennun 
mit ganz anderen Dingen beschäftigt. Sie wa- 
ren plötzlich in Regierungsgeschäfte ein- 
gebunden. Vielleicht war so eine Funktion für 
diese Zeit wichtig. Es bleibt trotzdem für mich 
einen Schnittpunkt: Die Gruppen, die am Run- 
den Tisch saßen, waren mit Regierungsfragen 
beschäftigt und waren nicht mehr als Oppositi- 
on zu diesen Vorgängen aufzufassen. Sie stan- 
den in einem Spagat. Im Dezember 1989, als 
die allererste Preiserhöhung von der Modrow- 
Regierung verkündet wurde, wurden die Teil- 
nehmer beiseite genommen und Modrow hat 
ihnen das schon ein, zwei Tage vorher gesagt, 
mit der Maßgabe, die Sache nicht öffentlich zu 
machen. Und alle haben es mitgemacht. Da 
haben sich die Gruppen in einen Vorgang hin- 
einziehen lassen, der mit einem Verständnis 
von basisorientierter oppositioneller Arbeit 
nichts zu tun hatte, 

Ich wollte Dich noch einmal fragen, 
Uwe, wie Du Dir erklärst, daß Du von unserem 
Selbstverständnis zu einem anderen überge- 
gangen bist? 
Uwe Dähn: Ich war in diese Runden Tische 
nicht so eingebunden. Der Runde Tisch Kultur 
in Berlin, an dem ich mitarbeitete, fing im 
März 1990 an und tagte nur einen Tag pro 
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Woche. Daß ich mich an der Unabhängigen 
Gewerkschaftsinitiative beteiligthabe, war auch 
ein Zufall. Ich war nicht der Meinung: Das ist 
die Form für jetzt und die Zukunft. Da war eine 
Arbeit zu tun, die für mich politisch sinnvoll 
war. Ich hatte etwas Zeit und wurde von Euch 
angesprochen. 

Im Dezember 1989 und Januar 1990, 
als die Runden Tische kamen, war ich gerade 
mit meiner Theatertruppe in Nordrhein-West- 
falen und im Saarland, was ich auch politisch 
wichtig fand. Ich weiß nicht, ob die Kritik der 
Runden Tische so sehr viel bringt. Ich glaube, 
alle Leute, die damals an den Runden Tischen 
saßen, sehen das mittlerweile kritisch. Gerd 
Poppehateinmalsinngemäß gesagt:“Die Macht 
lag auf der Straße und wir haben den Fehler 
gemacht, sie nicht aufzulesen.” Alle 
waren auf diese Situationrelativ unvorbereitet. 
Bernd Gehrke: Ich glaube, daß es nicht sinn- 
voll ist, Uwe anzusprechen, weil wir das Pro- 
blem strukturell sehen müssen. Man muß diese 
osteuropäische Situation sehen und die DDR, 
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in der der Polizeistaat besonders perfektioniert 
war. Das hat eines zur Folge gehabt: Es gab 
außerhalb der SED mit allen, was darum 
staatsoffiziell organisiert war und bis auf die 
paar Pfaffen, die durch ihre Ausbildung und 
Hierarchie sozusagen zu einem Alternativstaat 
gehörten, keinerlei Herrschaftswissen und al- 
les, was dazu gehört. Durch diese Entwicklung 
1989 ist eine bestimmte Fraktion der Intelli- 
genz an die Runden Tische gekommen, die 
überhaupt erst einmal anfangen mußten, Poli- 
tik zu lernen. Die meisten waren vorher nicht 
einmal oppositionell, bis auf die Handvoll von 
Oppositionellen, die in der Gesellschaft ver- 
schwindend gering war. 

telegraph: Und die Oppositionellen hatten 
keine Machterfahrung, sondern höchstens 
Kellererfahrung. 

Bernd Gehrke: Die Leute, die sich als 
Basisdemokraten verstanden, waren eine ver- 
schwindende Minderheit. Als die große 
Massenbewegung begann, waren sie immer 
noch eine Minderheit. Und die große Masse, 


17 


die zu den Bürgerbewegungen kam, war auch 
nicht das Volk an sich, sondern der Mittel- 
stand, und da auch nur eine bestimmte Frakti- 
on. Der alte SED-Mittelstand kam nicht - bis 
auf ein paar Künstler. Wieder andere sind in 
die SPD gegangen, andere blieben bei den 
Blockflöten. Die waren nicht basisdemo- 
kratisch, sondern höchstens im Augenblick 
Sprachrohr dieser Losung. Was Renate be- 
klagt, ist nicht zufällig, sondern hat mit dieser 
Sozialstruktur zu tun. Die Altoppositionellen 
waren in ihrer Mehrzahl Moralisten und voller 
Illusionen. Sie warennichtaufMachteroberung 
aus, sondern wollten mit Modrow und den 
anderen diskutieren und dachten, man könne 
den Gegner überzeugen. In der VL hatten die 
meisten diese Illusionen nicht. Wir sind an den 
Runden Tischeigentlich nur aus propagandisti- 
schen Gründen gegangen, weil uns klar war, 
daß wir über die Medien keine Chance hatten. 
Ob das nicht doch ein Fehler war, an den 
Runden Tisch zu gehen, statt alle Kräfte auf 
Basisarbeit zu konzentrieren, weiß ich nicht. 
Ich denke, soviel Kräftehat der Runde Tisch an 
sich auch nicht gebunden. 

Uwe Dähn: Es warnatürlich eine typisch deut- 
sche Situation. Es saßen Deutsche in einer 
Umbruchssituation und fühlten sich in der 
Verantwortung, daß das normale Leben weiter 
geht. Als Bildungsstadtrat habe ich es sehr 
bedauert, daßesnie geschafft wurde, durchalle 
Schulen zu gehen und alle Direktoren aus ihren 
Zimmern zu verweisen. Sie warennoch da und 
esgabkomplizierte Abwahlverfahren und weiß 
ich was. Die Leuteam Runden Tisch habensich 
in die Verantwortung, daß nicht das Chaos 
passiert, durchaus einbinden lassen. 

Renate Hürtgen: Natürlich wäre nicht alles 
anders geworden, wennIhrnichtandieRunden 
Tische gegangen wäret. Wenn wir davon aus- 
gehen, daß Geschichte offen ist, durch be- 
stimmte Konstellationen so oder so verlaufen 
wäre, ist es nicht nur die Frage, ob dort Kräfte 
gebunden werden. Es ist auch die Frage der 
gesellschaftlichen Akzeptanz. Alles hat sich 
auf die Runden Tische konzentriert. Bis dahin, 
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daß diejenigen, die am Runden Tisch saßen, 
plötzlich Vergünstigungen hatten. Dazu kam 
nie ein Gesetz heraus. Aber jemandem, der am 
Runden Tisch saß, hat der Ratdes Stadtbezirks 
Räume ggeben. Wir haben es abgelehnt, an 
den Runden Tisch zu gehen und wir haben 
keine Räume bekommen. Das Problem ist, daß 
eseine Akzeptanz bekam, mitder Regierung zu 
mauscheln. Davon ging eine gesellschaftliche 
Normierung aus und die anderen Gruppen, die 
diese informelle Arbeitmachten, wurden skep- 
tischer betrachtet, und zwar ganz unabhängig 
von den Inhalten. Sie waren nicht ordentlich. 
Das haben wir damals natürlich nicht 
problematisiert. Wir, die Oppositionellen, hat- 
ten damals auch eine sehr schlechte Kommuni- 
kation miteinander. Das ging gegen Null. Be- 
stimmte Sachen rief man sich höchstens mal 
zu. Esgabkeine Abstimmung, keinKurzschlies- 
sen, keine Arbeitsteilung. 

telegraph: Die ausgezeichnete informelle 
Kommunikationsstruktur quer durch die DDR, 
die es vor der Wende gegeben hatte, war auch 
völlig zusammengebrochen. Es gab sie höch- 
stens noch lokal und zu bestimmten Zwecken. 
Aber auch da waren Kontakte kaum noch mög- 
lich, weil alle in irgendeiner Angelegenheit 
herumwuselten. In Zweifelsfall konnte man 
sich die Leute, dieman gerade sprechen wollte, 
in der Fernsehübertragung des Runden Tisches 
ansehen. 

Bernd Gehrke: Die Kommunikation wurde 
auf einer bestimmten Ebene durch diese Kom- 
munikation an den Runden Tischen ersetzt. Es 
gab Situationen und Zwänge zur Abstimmung. 
Renate Hürtgen: Es gab auch unversehens 
eine Akzeptanz der Modrow-Regierung. Wir 
rüttelten an den Pfosten und sagten: 
“Die sind böse, die machen etwas 
Schlimmes, die verkaufen uns, die machen 
joint ventures!” Währenddessen sa- 
Ben die anderen ruhig am Runden Tisch und 
unterhielten sich ernsthaft mit Frau Luft, die 
wir als unsere Gegnerin betrachteten. Das ist 
eine Akzeptanz gewesen, die es dieser Partei 
relativ leicht gemacht hat, die Folgemonate zu 
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überleben. 
Uwe Dähn: Die Runden Tische waren keine 
DDR-Erfindung. Sie waren ein Hoffnung, die 
wir aus Polen übernommen hatten. Wenn wir 
die Großmächtekonstellation gesehen hätte, 
daß Gorbatschow so schnell bereit war, die 
DDR abzugeben, hätte man sich auch anders 
verhalten können. 1988 haben wir geträumt, in 
die Situation der Polen zu kommen; wo die 
kommunistische Macht bereit war, mit der 
Opposition zu reden. 
Bernd Gehrke: Die stalinistische Macht. 
Renate Hürtgen: Die Runden Tische, seid 
nicht sauer, waren die Möglichkeit der alten 
Regierung, eine Akzeptanz für sich zu schaf- 
fen. 
Bernd Gehrke: Ich will nur in Erinnerung 
bringen, daß die VL auf einen Volkskongreß 
gesetzt hat, der von unabhängigen Betriebs- 
und Basisinitiativen gebildet werden sollte. 
Uwe Dähn: Die es nicht gab. 
Bernd Gehrke: Allerdings. 
Renate Hürtgen: Letztlich geht es auch nur 
darum, ob diese Form der parlamentarischen 
Arbeit bis zur heutigen Zeit etwas gebracht hat 
oder ob man sich anders hätte formieren müs- 
sen. 
Bernd Gehrke: Jeder, der darüber geredethat, 
ist ausgepfiffen worden. Anfang Oktober, als 
es noch nicht die VL gab, sondern die soge- 
nannte Böhlener Plattform, haben wir ein Pa- 
. pier veröffentlicht, indem wir gefordert haben, 
daß das Politbüro zurücktritt. Da wurde vom 
Neuen Forum Leipzig ein Gegenpapier heraus- 
gegeben, in dem es hieß, daß man so weit links 
sein kann, daß man rechts wieder raus kommt. 
Wo wir jetzt alle so schön ins Diskutieren über 
die Erneuerung des Sozialismus gekommen 
wären, sei es ein reaktionärer Akt, den Rück- 
tritt des Politbüros zu fordern. Das bbetrifftnicht 
nur das Neue Forum, sondern es sind die 
Denkmuster, in denen sich die meisten 
Bürgerbewegten des Herbstes 1989 verstän- 
digten. “Wir müssen miteinander reden, dann 
wird alles besser.” 
Uwe Dähn: Das war aber nicht in dem Sinne 
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gemeint, daß durch Reden alles besser wird. 
Gemeint war, daß in diesem Land 40 Jahrekein 
Dialog stattgefunden hat. Ich weiß noch, daß 
alle Leute in die Luft sprangen, weil irgendein 
Armeeoffizier die Erklärung des Neuen Forums 
unterschrieben hatte, die nichts weiter sagte, 
als daß wir miteinander reden müssen. 
Renate Hürtgen: Man kann solche Dialogan- 
gebote machen. Aber dazuhätte die Zuspitzung 
des Konfliktes gehört, das Deutlichmachen 
von Interessengegensätzen. Das ist versäumt 
worden. 

Bernd Gehrke: Das hatte Ursachen im Vor- 
hergehenden. Es gab eine Gesellschaft, in der 
man sich nicht frei artikulieren konnte. Man 
wollte erst einmal miteinander sprechen. Das 
ist logisch. Aber es spukt heute noch bei vielen 
Alternativen und in Teilen der Linken die 
Vorstellung herum, man müßte Runde Tische 
machen und dann würde alles besser. Im We- 
sten gibt es das längst und das heißt 
Sozialpartnerschaft. Die Regierung, die Ge- 
werkschaften, fortschrittlichen Parteien, Ar- 
beitgeberund Arbeitnehmerund Ökologen set- 
zen sich an einen Tisch und dann werden die 
Probleme geklärt. Ich kämpfe dagegen heute 
an, weil ich sage, daß die Beseitigung der 
Strukturen ansteht, die die Probleme schaffen, 
nicht der Meinungsaustausch von Herrschen- 
den und Beherrschten. 

Uwe Dähn: Ich denke, mit diesem Schlagwort 
von der Diskussionskultur der Runden Tische 
ist etwas anderes gemeint. Ich habe in dieser 
Bezirksverordnetenversammlung Berlin Mitte 
deutlich gespürt, daß es eine größere Bereit- 
schaft gab, gemeinsam die Probleme zu lösen 
von PDS bis zu den Grünen, als heute, wo die 
Parteipolitik auch auf die kommunale Ebene 
durchschlägt. Die “Kultur der Runden Tische” 
meint nicht das Verdecken von Widersprü- 
chen, sondern dort, wo es möglich ist, gemein- 
sam eine Lösung zu finden. 

telegraph: War der Hintergrund der Runden 
Tischennicht eine Doppelherrschaft? Von unse- 
rer Seite wurden auf eine sehr nette kulturvolle 
Weise Gespräche geführt, statt die Chance zur 
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Machtergreifung zu nutzen. Die SED und ihr 
Anhang waren so artig und dialogbereit, nicht 
weil sie so geboren waren oder sich das jetzt 
vorgenommen hatten, sondern weil sie völlig 
unter Druck standen. Modrow wollte zuerst gar 
nicht an den Runden Tisch kommen, wurde 
aber dann durch die Umstände so in die Enge 
getrieben, daß er sich durch den Runden Tisch 
legitimieren lassen mußte. Er hat gleichmitder 
Erpressung angefangen, die Oppositionellen 
sollten sich als Frühstücksminister an der Re- 
gierung beteiligen, sonst werde er zurücktre- 
ten. Und es ist ihm hervorragend gelungen. 
Unter der Führung von Ibrahim Böhme sind 
trotz vorheriger gegenteiliger Absprachen alle, 
alle umgefallen. Nur die Vereinigte Linke hat 
wohl nein gesagt. Ich sehe noch Gerd Poppe 
Modrow mit dem Sektglas zuprosten! 

Uwe Dähn: Es gibt Situationen, in denen zwi- 
schen Regierung und Opposition ein Kräfte- 
gleichgewicht ist. Dann sollte man - und dazu 
stehe ich - einen kulturvollen Übergang zur 
Demokratie finden statt einen Bürgerkrieg zu 
machen. 

Renate Hürtgen: Aber war das denn eine 
solche Situation? 

Uwe Dähn: Das läßt sich aber nicht nur aus 
DDR-Sicht sehen, das muß aus Sicht der 
Weltpolitik betrachtet werden. Undda muß ich 
sagen, Runder Tisch oder nicht, die Modrow- 
Regierung war eine Unterfußnote innerhalb 
der Fußnote DDR inder deutschen Geschichte. 
Die Verhandlungen über das Schicksal der 
DDR sind zwischen Herrn Kohl und Herrn 
Gorbatschow im Kaukasus geführt worden. 
Bernd Gehrke: Uwe hat vorhin schon mit 
Recht gelacht: Wir wollten eigentlich einen 
Volkskongreß. Das hätte eine Bewegung von 
unten vorausgesetzt, dieselbst Machtstrukturen 
von unten schaffen will. Esistdie Frage, obdas 
die Situation des Herbstes 1989 war. Ao etwas 
verwirklichen gelang weder der VL, noch den 
anderen Bürgerbewegungen, der Umwelt-Bi- 
bliothek und allen Unabhängigen. Man muß 
sich doch stets für jede konkrete Situation 
überlegen, ob Runde Tische oder andere For- 
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men angemessen sind. Für die Situation in El 

Salvador istes vielleicht richtig, für uns war es 

vielleicht falsch, aber eben auch nicht zufällig 

Uwe Dähn: Du solltest nicht Runde Tische 

verteufeln. Ich habe, als wir schon lange Bun- 

desrepublik waren, auch noch an einem Run- 

den Tisch gesessen, ziemlich lange und nervig. 

Das war der Runde Tisch Hausbesetzungen in 

Berlin-Mittemitder Wohnungsbaugesellschaft, 

Bezirksamt und den Besetzern. Das hatte den 

Erfolg, daß die Häuser nicht wie die Mainzer 

Straße geräumt wurden und so gut wie alle 

Häuser gesichert wurden. Wir waren natürlich 

gezwungen, uns im rechtlichen Rahmen der 
Bundesrepublik zu verhalten. Ich finde solche 
Kompromisse nach wie vor sinnvoll. 

Renate Hürtgen: Natürlich kommt es auf das 
Kräfteverhältnis an. 1989 hatten wir zwar kei- 

ne Situation eines Volksaufstandes. Aber die 
Regierung war sehr geschwächt und die oppo- 
sitionellen Kräfte waren in der Vorderhand. In 
dieser Situation ließ sich die Opposition auf 
dieses Spielchen am Runden Tisch ein. Die 
Macht lag nicht auf der Straße, aber es ist die 
Möglichkeit verschenkt worden, daß die oppo- 
sitionellen Gruppen eine neue Art von Politik 
und Struktur ausprobierten. Auf der Gewerk- 
schaftsebene war es so, daß der eine Teil der 
Staatsgewerkschaften am Runden Tisch saß 
und der andere Teil mit den Westlern verhan- 
delte. 

Bernd Gehrke: Renate hat insofern recht, als 
die Bürgerbewegungen trotz ihrer Schwächen 
den Versuch doch gemacht haben. So sehr wie 
die unabhängige Gewerkschafitsinitiative sich 
bemüht hat, initiativ zu wirken, damit 
alternative Gewerkschaftsgruppen zustande 
kamen, sohatdie VL ihre Betriebsräteinitiative 
gestartet. Bürgerkomitees wurden gegründet 
und es wurde versucht, die Auflösung der Stasi 
zu betreiben. Diese Elemente waren durchaus 
da und ein Großteil der Aktivität der 
Bürgerbewegungen war darauf konzentriert. 
Es hat trotzdem nicht funktioniert, weil keine 
Massenbewegungen für solche Strukturen zu- 
stande kam. Das lag meines Erachtens nach 
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nicht daran, daß wir an den Runden Tischen 
saßen. Was wir vielleicht versäumt haben ist, 
daß wir nicht einen Runden Tisch von unten 
gegründet haben und den nicht als Alternative 
denen entgegengestellt haben und von daher 
einen alternativen Bezugspunkt für die ver- 
schiedenen Bürgerbewegungen etabliert ha- 
ben. 

Uwe Dähn: Wir dürfen aber nicht vergessen, 
daß die Leipziger Montagsdemonstrationen 
schon im Dezember unter dem Motto 
“Deutschland einig Vaterland” standen. Schon 
im Januar war im Eichsfeld diese Kofferaktion, 
wo zehntausend Leute über die Grenze liefen 
nach dem Motto: Kommt die DM nicht zu mir, 
gehe ich ihr zu ihr” oder so ähnlich. In dieser 
Situation entstanden erst die Runden Ti- 
sche.Vielleicht hätte die SED damals aufgelöst 
oder verboten werden sollen. 

Bernd Gehrke: Aber sieh doch nach 
Tschechien. Dort haben sie nicht nur die 
stalinistische KP verboten, sondern alle “tota- 
litären” Ideologien, wie Anarchismus und 
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Kommunismus gleich mit. Das ist doch die 
realhistorische Situation, die dann rausgekom- 
men wäre. Deshalb habe ich mich damals auch 
gegen das durchaus diskutierte und durchaus 
begründbare SED-Verbot gewandt, nicht weil 
ich die SED schützen wollte, sondern weil ich 
mich selbst schützen wollte. Ich wäre auch 
verboten worden. 

Aus meiner Sicht hat ein großer Teil 
dieser Bürgerbewegten Vorstellungen gehabt, 
wie sie für die 1848er Demokraten typisch 
waren. Ich meine den Glauben an die "reine" 
Demokratie. Das hatetwas mitdem Stalinismus 
zu tun und mit der sozialen Schicht, aus der sie 
kommen. Diese Schicht und ihre Sprecher sind 
durchaus für Parlamente zu haben. Insofern ist 
der Übergang in den Bundestag für wichtige 
Teile dieser Bürgerbewegungen nicht zufällig, 
sondern sehr folgerichtig. 
telegraph: Ist das Problem nicht eher das einer 
schon zu DDR-Zeiten winzig kleinen Opposi- 
tion, die in einem reichen Land mit einer über- 
wältigenden Mehrheit von Opportunisten kon- 
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frontiert war und eine Aussicht auf die Vertre- 
tung ihrer Ideen, von mir aus ihrer 1848er Idee, 
ehestens in den Parlamenten gesehen hat? Die 
Alternative dazu ist, wie Renate in der Unab- 
hängigen Gewerkschaftsinitiative oder ich in 
der Umwelt-Bibliothek, die Fahne in in- 
formellen Gruppen hoch zu halten, aber doch 
öffentlich kaum noch sichtbar und ebensowe- 
nig wirksam zu werden. 
Bernd Gehrke: Ich habe da immer für eine 
dritte Variante plädiert. Ich war immer für die 
Variante, ins Parlament zu gehen, nicht, weil 
ich mir innerparlamentarisch viel versprochen 
hätte, sondern um das Parlament als öffentliche 
Tribüne zu nutzen. Daß meine Position im 
Moment historisch wenig Chancen hat, weil 
nicht die stärksten Kohorten hinter uns stehen, 
ist eine andere Sache. 
Uwe Dähn: Ich sehe in der Parlamentsarbeit 
durchaus die Gefahr, auf Wähler zu sehen, statt 
auf eigene Inhalte. Aber die Parlamentsarbeit 
ist auch nur ein Teil von wohlverstandener 
1848er Demokratie. Unser Kampf um mehr 
plebiszitäre Elemente in der Verfassung ist 
jetzt leider in der Verfassungskommission ge- 
scheitert. Dernächste Anlauf wird auf europäi- 
scher Ebene passieren. Ich glaube durchaus 
nicht, daß die parlamentarische Demokratie 
ein perfektes System ist. Esistaberimmernoch 
das beste, das erfunden wurde... 
telegraph: ...meint Churchill 
Uwe Dähn: Meineich auch.Ob wir drin sind in 
den Parlamenten odernicht, Entscheidung mit- 
treffen oder nicht, hat durchaus eine ganze 
Masse Auswirkungen auf verschiedene 
Menschengruppen, durchaus auch positive. 
Bernd Gehrke: Ich sehe in Euch ja auch das 
kleinere Übel im Parlament. 
Uwe Dähn: Was heißt das kleinere Übel! 
Wenn wir es schaffen, daß bestimmte 
Kriegsflüchtlinge aus Bosnienhierbleiben kön- 
nen, dann mußt Du denen mal erklären, daß wir 
das kleinere Übel sind. 
Bernd Gehrke: Die Grünen sind eine 
Reformpartei und gehören damit in die Parla- 
mente hinein. Niemand wird darüber beleidigt 
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sein, denn einen anderen Inhalt gibt es ja bei 
ihnen gar nicht. 

Uwe Dähn: Das stimmt ja überhaupt nicht! 
Selbstverständnis bei den meisten ist, sich als 
parlamentarischer Arm und - so man es hat -, 
sich als Amtsarm verschiedener Bewegungen 
zu verstehen. Wir sitzen in diesen Gremien als 
Vertreter der Bürgerinitiative Soundso und im 
günstigsten Fall verstehen wir uns so. Wenn 
man diese Arbeit macht, dann merkt man das 
auch. Dauernd rennen einem Leute die Bude 
ein, wenn sie Probleme haben und sagen: 
“Ihr sitzt doch da, macht mal!” 

telegraph: Ist das nicht eine ähnliche Gefahr 
wie damals am Runden Tisch: Daß man sich 
sehr intensiv mit den Herrschenden unterhält 
und immer mehr auf die Herrschenden zu geht 
und dabei immer mehr den Blick für das ver- 
liert, was man selbst will und was die eigene 
Basis will? 

Uwe Dähn: Die Gefahr ist natürlich da. Ich 
glaube aber, daß Bündnis 90/Die Grünen in 
ihrer Struktur eine Organisation sind, die es 
sehr schwer macht, die Basishaftung zu verlie- 
ren, weilman dann sehr schnell zurückgepfiffen 
wird und dann, im Unterschied zu anderen 
Parteien, kaum noch Chancen hat, wieder 
nominiert zu werden. Das ist das, was ich, seit 
ich dabei bin, bei den Grünen sehe. Aber der 
Gefahr muß man sich bewußt sein. 

Renate Hürtgen: Es ein Moment da, wo 
allerorten das Gefühl da ist, daß die politischen 
Institutionen nicht mehr greifen. Ich finde, daß 
jemand, der dafür antritt, über die einfache 
Reproduktion derGesellschafthinauszugehen, 
die Formen, die es vierzig Jahre in der Alt- 
bundesrepublik gab, nichtsounkritisch fortset- 
zen darf. 

Bernd Gehrke: Die Frage ist, ob ich das 
Gesamtsystem akzeptiere und sage, daß es nur 
verbessert werden muß oder sage, es muß ein 
neues System diskutiert werden, selbst wenn 
man nicht die Lösung hat, weil die nur in 
Auseinandersetzung mit dem Alten gefunden 
werden kann. Ich denke schon, daß das reprä- 
sentative System an seiner Grenze ist, nicht 
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mehr weiterentwickelt kann und abgelöst wer- 
den muß. 
Uwe Dähn: Aber wodurch? | 
Bernd Gehrke: Da sind in den letzten 15 bis 
20 Jahren Alternativbewegung viele Stichwor- 
te geliefert worden. Die Entwicklung muß um- 
gekehrt werden. Durch Regionalisierung bei- 
spielsweise. Ich bin immer noch Anhänger des 
Kommune- bzw. Rätesystems, von basisdemo- 
kratischer Selbstorganisation der Massen. 
Uwe Dähn: Ich sehe da keinen Ansatz eines 
neuen Systems, auf Grund dessen man das 
parlamentarische System wegschmeißen könn- 
te. Rätesystem? Ja, aber was machst Du, wenn 
die Leutenicht dahin gehen. Dannbleibt dieses 
Rätesystem aucheine Stellvertreterdemokratie. 
Ich glaube, daß man im bestehenden System 
Stück für Stück neue Strukturen etablieren 
kann. Wir sagen beispielsweise, daß im Rah- 
men der Berliner Verwaltungsreform mit uns 
zusammen nur Stadtbezirke zusammengelegt 
werden können, wenn Stadtteilvertretungen 
möglich werden, daß für die Arbeit von 
Betroffenenvertretungen Staatsknete bereit 
gestellt wird. 
Renate Hürtgen: Es stellt sich doch einfach 
die Frage, ob die gegenwärtigen politischen 
Strukturen, das Repräsentativsystem überhaupt 
die normalen bürgerlichen Strukturen halten 
kann. Im Moment saust es gerade in Abseits. 
Das Lebensniveau sinkt, die berühmte 
Polarisierung nimmt zu. Es geht darum, daß 
das jetzige politische System gar nicht mehr 
diese Reproduktion sichern kann. Das ist ja 
keine besondere Weisheit, das ist bereits allge- 
meines Bewußtsein. Aber wirhaben es ja 1989 
erlebt: diese Parteien und Institutionen können 
sich nicht selbst reformieren. Sie sind dazu 
logischerweise nicht in der Lage, sich selbst in 
Frage zu stellen. Es geht garnicht um Räte und 
Alternativen. Es gehteinfach um den Erhaltder 
Reproduktionder Lohnarbeiter, der Menschen, 
die in diesem Land arbeiten. Deshalb meine 
ich, daß diese Strukturen nur von außen in 
Frage zu stellen sind, nur durch neue 
außerparlamentarische Formen. 
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Uwe Dähn: Ich verstehe den Vorwurf an Leute 
nicht die sagen: Das System ist nicht perfekt, 
aber wir lassen uns darauf ein, wir halten diese 
Spielregeln ein und versuchen, etwas zu ma- 
chen. Das mag Bernd das kleinere Übel nen- 
nen. Ich denke, daß man für eine ganze Menge 
Leute etwas tun kann. Vielleicht wird in der 
nächsten Legislaturperiode nicht einmal etwas 
Positives herauskommen. Wenn es nur gelingt, 
diesen Rechtsruck in Deutschland abzufangen, 
dann ist das schon ein Erfolg. Da brauchen wir 
keine Illusionen haben. 

telegraph: Die Schwierigkeit ist ja, daß es 
keine alternative Bewegung gibt. Es gehen 
eben nicht große Massen auf die Straße und 
fordern: “So nicht weiter, wir wollen das ganz 
anders!” Bestenfalls geschieht noch das, daß 
sie sich von irgendwelchen Führern verführen 
lassen. Leute, die in informellen Gruppen über 
alternative Strukturen nachdenken, sind ziem- 
lich allein, soweit sie das im Parlament tun, 
haben sie wenigstens den Trost, daß sich je- 
mand mit ihnen unterhält und die Medien sich 
mit ihnen beschäftigen. 

Bernd Gehrke: Das eigentliche Feld der poli- 
tischen Arbeit müßte dort sein, wo praktische 
Alternativen geboren werden, selbst in einer 
Zeit, wo wenig Leute auf der Straße stehen. 
Uwe Dähn: Ich finde überhauptnicht, daß man, 
wenn man mit einer Partei versucht in die 
Parlamente zu kommen, nichts prinzipiell in 
Frage stellen kann. Man stellt vielleicht nicht 
das parlamentarische System ın Frage. Das 
willich auch garnicht in Frage stellen, weil ich 
natürlich Verbesserungsmöglichkeiten sche, 
aber keine grundsätzliche Alternative. Aber 
natürlich wird da etliches von uns in Frage 
gestellt: die Atomenergie wird in Frage ge- 
stellt, die autogerechte Stadt. Was bringt es, 
den Parlamentarismus in Frage zu stellen, noch 
dazu wenn man zugeben muß, zwar eine theo- 
retische Alternative zu haben, aber keine zur 
Zeit machbare. Stattdessen halte ich es für 
wichtig, sich den Problemen zuzuwenden, die 
da sind. Die Probleme sind nicht nur die des 
Parlamentarismus, sondern es geht ökologisch 
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in den nächsten 50 Jahren um das Überleben 
der Menschheit. Entweder mischt man sich da 
ein mit den Möglichkeiten, die man hat oder 
man setzt sich in eine Ecke und schaut zu. 
telegraph: Ich würde gern hinzufügen: Es geht 
auch um das soziale Überleben der Mensch- 
heit, ob wir in der Lage sind, mit unseren 
Werkzeugen und uns zurechtzukommen. 
Renate Hürtgen: Inden sechzigerundsiebziger 
Jahren gab es in Westdeutschland viele Linke, 
die ihr Studium aufgegeben haben und in die 
Betriebe gegangen sind. Du hast also eine 
ganze Menge von Leuten, leider aber zu weni- 
ge, die sehr gebildet sind, die aber seit zwanzig 
Jahren in Betrieben arbeiten, Betriebsräte ge- 
worden sind und dabei linke Positionen vertre- 
ten. Siehaben dabei einiges bewirkt. Jetzt sind 
sie in einer ganz anderen Position. Die Be- 
triebsräte werden gezwungen, Manage- 
mentaufgaben zu übernehmen. Entweder diese 
Linken gehen raus und versuchen im Betrieb 
Basisarbeit zu machen. Oder sie versuchen, 
diese Betriebsrätestruktur zu ändern. Ähnlich 
sehe ich das mit dem Parlamentarismus. Was 


15 oder 20 Jahre gut war, weil man etwas 
ändern konnte, ist jetzt vielleicht gar nichts 
wert. Das werfe ich vor: Daß Leute, die einen 
Anspruch haben, plötzlich ihren historischen 
Blick verlieren und sich an drei oder vier 
Erfolgsnummern klammern. Ich kannte früher 


auch viele, die sagten.: “Ich gehe in 
die Partei oder in die Institutsleitung und da 
kann ich was bewirken.” 


Uwe Dähn: Da mußte man, um irgend etwas zu 
bewirken, sein Rückgrat verbiegen. 
Bernd Gehrke: Heutzutage ist das ja nicht 
anders, nur die Formen sind anders. 


Und sohätte das Gespräch Schlag um Schlag 
weitergeführt werden können. Aber die Po- 
sitionen sind abgesteckt und die LeserInnen 
mögen sich selbst ein Urteil bilden und an- 
gefangene Gedanken weiterdenken. In der 
nächsten Nummer des “telegraph” bringen 
wir einen Anhang zu diesem Gespräch, in 
dem es um die Rolle der PDS in Ost- 
deutschland geht. 
Das Interview führte W. Rüddenklau 


Auf der Suche nach dem heiligen Gral 
Gedanken zu Demokratie, Diktatur und Auswegen 


Seit grauer Vorzeit zerbrechen sich die Men- 
schen die Köpfe darüber, wie sie die großen 
Dinge des Lebens bestimmen sollen. Zwei 
Hauptwege haben sich über die Zeiten erhal- 
ten. Entweder es entscheidet der große Chef, 
der nach mehr oder minder objektiven Kriteri- 
en bestimmt wurde oder es findet ein allgemei- 
ner Prozeß der Entscheidungsfindung statt. Bei 
einer demokratisch veranlagten Struktur sind 
die Übergänge zum Diktatorischen oft flie- 
Bend, sie dient und diente häufig als 
Bemäntelung und Legitimation für im Kern 
undemokratische Zustände. 

Was aber bedeutet nun eigentlich De- 
mokratie in der Realität ? Entstanden als 
Verständigungsform einer mittelgroßen Elite 
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(der griechischen freien Bürger), später Ideal 
der bürgerlichen Revolution und postuliertes 
Ziel der Veränderungen im ehemaligen Sozia- 
listischen Weltsystem. Der Charakter der Be- 
schränkung der wirklichen Machtausübung auf 
relativ kleine Zirkel ist immer geblieben, ein- 
zig unterbrochen von einigen ideenreichen 
Bestrebungen in verschiedenen Gegenden der 
Welt, die an ökonomischen oder politischen 
Umständen, meist aber an unbewältigten inne- 
ren Problemen scheiterten. Der Anschein eines 
politischen Einflusses in den westlichen Län- 
dern ist meist gewahrt, wird aber von der 
Mehrzahl der Insassen eines solchen Systems 
durchschaut. Die gleichberechtigte Mitbestim- 
mung aller Betroffenen - denn dies bedeutet 
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Demokratie - ist bisher aus verschiedenen Grün- 
den, denennoch nachzugehen sein wird, Illusi- 
on geblieben. 

Allen Modellen der Entscheidungsfin- 
dungsind verschiedene Mängeleigen. Diktato- 
rische undhierarchische Systeme zeichnen sich 
durch eine relativ hohe Geschwindigkeit aus, 
mit der Antworten auf Probleme gefunden 
werden. Es ist, solange die Großkopfeten nicht 
wechseln, eine relativ kontinuierliche Arbeit 
möglich. Für Menschen mit ausgeprägtem oder 
verstecktem Bedürfnis nach einer vorgegebe- 
nen Richtung, einem großen Führer, gibt es 
gute Chancen zur Identitätsfindung. Anderer- 
seits sind die Innenreibungen solcher Systeme 
durch Machtkämpfe, Informationshierarchien, 
Geheimhaltungsrituale, Frustrationen und ge- 
ringeInnovationsfreiheiten enorm. Ein wesent- 
licher Punkt für das häufige Nichtfunktionieren 
vonhierarchischen Strukturen istdie Abnahme 
des Realitätsgehaltes übermittelter Informati- 
on von unten nach oben sowie von oben nach 
unten (auch diese Richtung sollte beachtet 
werden), die mit zunehmender Spitze-Basis- 
Entfernung, also der Anzahl der Zwischen- 
stufen, kritische Ausmaße annimmt. Es entste- 
hen extrem divergierende Realitätsbilder bei 
den Insassen einer solchen Struktur, je nach 
den zugänglichen Informationsquellen und der 
Position in der Hierarchie. Bei kleinen Einhei- 
ten kann dieser Prozeß sowohl vermieden als 
auch kultiviert werden. So kann z.B. eine klei- 
ne Gruppe, die an einem bestimmten Thema 
für einen bestimmten Zeitraum intensiv arbei- 
tet, sehr wohl effektiv und für alle Beteiligten 
befriedigend funktionieren, wenn sie von ei- 
nem oder einigen wenigen klug geführt und 
gelenkt wird. Andererseits kann genausogut 
eine kleine Führungsgruppe durch Konspira- 
tionsspielchen, Informationshierarchien, 
Machtkämpfe usw. sehr schnell zu absoluter 
Ineffektivitätund Frustration führen. Dieskann 
sowohlbewußtgeschehen (z.B. als Zersetzungs- 
maßnahme der einen oder anderen Drei-Buch- 
staben-Behörde) als auch, und das ist der weit 
häufigere Fall, durch die unreflektierte 
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Eigenentwicklung. 

Bei großen Strukturen dieser Art sind 
die oben beschriebenen Entwicklungen unver- 
meidlich. Aus dieser Erkenntnis resultieren 
z.B. die Bestrebungen in großen Konzernen 
sich in kleinere relativ selbständige Unterein- 
heiten aufzugliedern. Bedingt durch die 
letztendliche Verfügungsgewaltdes Mutterkon- 
zerns können so zwar die negativen Folgen 
großer Hierarchien eingedämmt aber nie voll- 
ends ausgeschaltet werden. Trotzdem ist eine 
erhebliche Steigerung der Effektivität mög- 
lich, da die Mehrzahl der notwendigen Ent- 
scheidungen innerhalb eines schnell zugängl- 
ichen und bekannten Personenkreises gefällt 
werden kann. Seltener als in einer kompletten 
Hierarchiepyramide sind Abstimmungen, 
Konsultationen oder Informationsaustausch 
oder mit anderen Strukturelementen nötig. 
Meist zeigt sich aber, daß hierarchisch 
strukturierte Systeme nur durch zyklische 
Reorganisationen, Wechsel des Führungsper- 
sonals, Umgliederung der einzelnen Elemente 
etc. am Leben zu erhalten sind, da ansonsten 
die negativen Hierarchiefolgen überhand neh- 
men. Beliebt ist auch die Bildung von paralle- 
len Hierarchien auf niedrigeren Ebenen, z.B. 
zur Organisation eines Geschäftszweiges. Sie 
ermöglichen sogenannte Quereinstiege, bei 
denen Leute, die zwar für die eine Teilpyramide 
durch Betriebsblindheit u.ä. uninteressant ge- 
worden sind, in einer anderen durchaus noch 
sinnvolle Arbeit leisten können. 

Grundsätzlich führen hierarchische 
Strukturen zu einer Häufung schwerer und 
schwerster seelischer Verkrüppelungen bei 
ihren Insassen und Betroffenen. Die Beschrän- 
kung der Freiheitder Entfaltung des Einzelnen, 
Entscheidungen, die den Erfordernissen der 
Realität nicht gerecht werden und so zu einer 
verstärkten Umweltzerstörung, Resourcenver- 
schwendung und Verschlechterung der 
Lebensumstände führen sind die Folgen. 

Innerhalb eines Nachdenkens über 
alternative Entscheidungsformen schneiden 
Hierarchien also nicht nur nach Aspekten der 
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Menschlichkeit, Selbstverwirklichung und 
Kreativität schlecht ab, sondern auch nach den 
Kriterien schlichter Effektivität ; 

_ Indemokratisch oder auch “basisdemo- 
kratisch” verfaßten Strukturen sind leider ähn- 
liche Entwicklungen zu beobachten. Bedingt 
durch sachliche Zwänge, Spezialisierungen, 
dominante Persönlichkeiten, unterschiedliche 
Thetorische Fähigkeiten, Machtgelüste einzel- 
nerund am falschen Platz ausgetragene persön- 
liche Zwiste usw. kann es genauso zu einer 
Umbildung zu einer Hierarchie wie auch zu 
einem Zerfallen der Struktur kommen. We- 
sentlicher Faktor ist auch hier wieder die un- 
gleiche Verteilung von Informationen, diedurch 
technische Abläufe entsteht oder mit diesen 
begründet aber tatsächlich künstlich erzeugt 
werden. Bisherige Mechanismen, dieeine wirk- 
lich gleiche Verteilung der anfallenden Infor- 
mationen auf alle Mitglieder einer Struktur 
sicherstellt sind entweder sehr schwerfällig, 

setzen einen großen Aufwand seitens des Ein- 
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zelnen voraus oder funktionieren nicht. Wenn 
aber eine Debatte oder Entscheidungsfindung 
auf der Grundlage ungleicher Informationsvo- 
raussetzungen begonnen wird, ist eine wirkli- 
che Basisdemokratie nicht möglich. Eine wei- 
tere wichtige Ursache für das Scheitern 
basisdemokratischer Strukturen sind die oft 
endlosen Entscheidungswege. Nicht zu Un- 
recht so benannte Laber-Plena sind der Tod 
jeder kontinuierlichen Arbeit. Wenn mitten in 
der Behandlung eines Sachthemas erstmal die 
Frauenfrage, die Männerfrage und die 
Tierrechtslage debattiert werden müssen und 
in halbstündigen Beiträgen voller Wut und 
Empörung auf die essentielle Bedeutung des 
großen “I” für den antipatriarchalen Kampf 
hingewiesen wird, ist es niemandem auf Dauer 
möglich kontinuierliche Arbeit zu leisten und 
alles aktiv zu verfolgen. Wird dann noch zum 
Zwecke der Gründlichkeit und Fraktions- 
bildung die letztendliche Entscheidung eines 
Themas immer wieder vertagt, kann es schnell 
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zur Handlungsunfähigkeitkommen. Zudem ha- 
ben Menschen, die über eine einnehmende 
Rhetorik verfügen, mit lauter klarer Stimme 
sprechen und ihren Widerpart mit kleinen Sei- 
tenhieben lächerlich machen können in jedem 
Fall eine bessere Chance ihre Meinung durch- 
zusetzen. Es kann einerseits niemandem 
verwehrt werden, seine Fähigkeiten einzuset- 
zen, andererseits kann man auch kaum von 
jedem verlangen, einen Rhetorik-Kurs zu bele- 
gen. Viele Wege der Basisdemokratie, die zur 
Lösung dieser Probleme ausgeknobelt wurden, 
sind gescheitert, weil sie einen zu hohen 
Dauereinsatz der Beteiligten erfordern. Dies 
ist nun mal nicht allen möglich, der von staat- 
lichen Unterstützungen lebende Vollzeitrevolu- 
tionär ist eher der Vertreter einer Minderheit. 
Auch Verfahren, die in umständlichen Proze- 
dureneine Majorisierung verhindern, zeichnen 
sich nicht gerade durch hohe Flexibiltät und 
Geschwindigkeit aus. Die Mittel und Metho- 
denvon Machtspielchen inbasisdemokratischen 
Gruppen sind vielfältig und trickreich. Jede 
Maßnahme zur Unterbindung der einen oder 
anderen Variante führt aber wiederum zueiner 
neuen Erhöhung der Komplexität des Rituals. 

Die ältere Variante von Demokratie ist 
die der Wahl von Stellvertretern der Volksmei- 
nung. Im größeren Maßstab betrachtet zeigt 
sich seit langem, daß alle Modelle der Vertre- 
ter--Demokratie mehr oder minder schnell ge- 
scheitert sind. Verselbständigung der Ämter, 
Machtspiele, unzureichende Möglichkeiten des 
direkten Eingreifens der Basis, gezielter Auf- 
bau von Informationshierarchien durch die 
Mandatsträger, Lobbyismus, Selbstverliebtheit 
und schlichte Schlamperei sowie deren 
Vertuschung haben dieses Modell in seiner 
jetzigen Form zur Untauglichkeit verdammt. 
Da hier die Gelegenheit zur Machtausübung 
einem Einzelnen mit relativ wenig Kontrolle 
gegeben wird, sind die Folgen mit denen einer 
Hierarchie direkt vergleichbar und sogar iden- 
tisch. 
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Überlegungen zu einer “Elektronischen 
Demokratie” 


Auf der Suche nach einem Ausweg aus den 
oben geschilderten Dilemmas ist eine der mög- 
lichen Lösungen die “Elektronische Demokra- 
tie”, Es geht hierbei nicht um den Versuch alte 
Strukturen durchneue Technik zureanimieren. 
Vielmehr sind unter diesem Stichwort ein Bün- 
del von Einzelansätzen und Erkenntnissen aus 
verschiedensten Bereichen zusammengefaßt, 


die teilweise schon erprobt sind/werden, teil- 


weise noch ihres Praxistestes harren. Vieles ist 
noch nicht bis zur letzten Konsequenz durch- 
dacht und bedarf einer weitergehenden Dis- 
kussion. Es geht darum eine Alternative zu 
erarbeiten, die sicherlich nicht perfekt, aber 
doch immerhin besser als alles bisher versuch- 
te ist. 

Grundansatz ist, daß jede Information 
exklusive der Privatsphäre des Einzelnen frei, 
schnell, komfortabel und kostenlos für jeden 
zugänglich sein muß. Des weiteren müssen 
Möglichkeiten geschaffen werden, die es je- 
dem gestatten, an den ihn und seinen Umge- 
bung betreffenden Entscheidungsprozessen 
ohne großen Aufwand direkt teilzuhaben. Ef- 
fektivstes und schnellstes Mittel dazu ıst ein 
Computernetz miteiner jedem unmittelbar ein- 
leuchtenden Oberfläche, das überall einfach 
undkostenfrei zugänglich ist. Über dieses Netz 
werden dann die Meinungen der Teilnehmer 
verbreitet, zusammengefaßt und zu entschei- 
dungsfähigen Vorlagen kulmuliert. Zu diesen 
Vorlagen und Problemen werden dann die ab- 
gegebenen Stimmen der Wahlberechtigten 
ebenfalls über das Netz gezählt und das Ergeb- 
nis bekanntgegeben. Die Stimmabgabe erfolgt 
ganz einfach über das Netzterminal. Hierfür 
sind verschiedene technische Lösungsmög- 
lichkeiten im Gespräch, die sicherstellen, daß 
sowohl eine Manipulation der Stimmabgabe 
als auch eine Rückverfolgung und Personali- 
sierung der Stimmabgabe nicht möglich ist. 
Wesentlich hierbei ist vor allem., daß es keine 
Hemmschwelle zur Benutzung der Netzter- 
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minals gibt, sie also sehr einfach zu bedienen 
sind. Ebenso sind natürlich Möglichkeiten zur 
alternativen Stimmabgabe z.B. per Brief, Tele- 
fon oder Wahlurne vorzusehen. 

Eine Vertreterwahl ist nur insofern er- 
forderlich, als fachlich kompetente Menschen 
bestimmt werden, die die Beschlüsse der Ge- 
meinschaft ausführen, dabei jedoch einer stän- 
digen Kontrolle unterstehen und jederzeit 
schnell abwählbar sind. Der Anstoß zu einer 
Entscheidung erfolgt durch die Meinungs- 
äußerungen der Menschen. Statt Politiker wer- 
den vielmehr Moderatoren benötigt, die in der 
Lage sind, Meinungen zusammenzufassen und 
auf den Punkt zu bringen um aus Ihnen 
Entscheidungsvorschläge zu formulieren. Von 
hoher Wichtigkeit ist dabei die absolute 
Transparenz aller Vorgänge. Alle Daten die zu 
einer Entscheidungsvorlage führen, müssen frei 
verfügbar, alle Schritte stets nachvollziehbar 
sein. Ebenso müssen Mechanismen geschaffen 
werden, die es einzelnen oder kleinen Gruppen 
ermöglichen, ihre Vorschläge zu unterbreiten. 

Das Ergebnis entspricht in etwa einer 
allmorgendlichen Volksabstimmung zu den 
wesentlichen Fragen des Tages. Durch das 
System wird sichergestellt, daß nur die Fragen, 
die wirklich für den Betreffenden von Belang 
sind, ihm auch zur Stimmabgabe vorgelegt 
werden. So entstehen baumartige Gruppen. 
Der Bürgerin Erna X. werden also morgens nur 
die Fragen vorgelegt, die ihren Stadtbezirk 
betreffen, die ihre Straße angehen, die z.B. die 
Politik des Bundeslandes bestimmen, nicht 
aber die Fragen irgendeiner anderen Stadt etc. 

Die zuständige Moderatorengruppehat 
zu jeder Frage eine Verweissammlung zu den 
einzelnen Meinungen zu dieser Frage, die ins 
Netz gegeben wurden, erstellt. Zusätzlich wur- 
den eine oder mehrere Zusammenfassungen 
erarbeitet, die eine erste Orientierung erleich- 
tern. Bei Fragen, die eine Entscheidung zwi- 
schen mehreren Modellen erfordern, sind die 
einzelnen Modelle so aufgearbeitet, daß sich 
auch der normale Mensch ohne großartige 
Vorbildung z.B. in Architektur eine relativ 
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genaue Vorstellung von den Auswirkungen 
machen kann (z.B. durch animierte Modelle, 
Hochrechnungen der Verkehrsauswirkungen 
USW.) 

Härtestes Gegenargument ist zweifels- 
ohne die nicht unbegründete Vermutung, daß 
zuvieldirekte Entscheidungsgewaltinden Hän- 
den des Volkes zu unabsehbaren Konsequen- 
zen führen kann, was z.B.das Schicksal kleiner 
Gruppen oder eine eventuell denkbare 
Machtübernahme der Nazis betrifft. Um diese 
Argumentation ZU bestätigen oder zu entkräf- 
ten erscheint ein Experiment in mehreren Stu- 
fen unabdingbar. Zuerst sollten die Möglich- 
keiten, Chancen und Risiken eines derartigen 
Modells im kleinen Maßstab mit Leuten aus- 
probiert werden, die von ihrer Grundüber- 
zeugung her basisdemokratisch gesinnt sind. 
Hier können Schwächen aufgedeckt, Mecha- 
nismenerprobt, Akzeptanzprobleme lokalisiert 
und gelöst werden. Sollte dies erfolgreich ver- 
laufen, ist ein Test in größerem Maßstab wün- 
schenswert. 

Theoretisch sind die jüngsten Beispie- 
le wie z.B. die Abstimmung über den LKW- 
Verkehr in der Schweiz eher positiv zu werten. 
(2) 

Trotzdem sollten Maßnahmen einge- 
baut werden, die eine Meinungsmache verhin- 
dern. So sollte es zwar ein Forum für Organisa- 
tionen, Parteien u.ä. geben, die ihre Meinun- 
gen darstellen wollen. Propaganda wie direkte 
Ansprache großer Mengen von Menschen mit 
scheinpersönlichen Briefen o.ä sollte aber im 
Netz unterbunden werden. Die Wahl der 
Moderatoren sollte sozusagen permanent sein, 
d.h. daß eine ständige Bewertung der Leistun- 
gen jedes Moderators stattfindet, um eine 
Bevormundung zu verhindern. Eine Gruppe 
von Moderatoren isterforderlich, um jedem die 
Möglichkeitzu geben, entsprechend einem ihm 
genehmen Stil die Informationen und Vorlagen 
präsentiert zu bekommen. Die Bildung 
alternativer Gruppen von Moderatoren sollte 
freigestellt sein. Insbesondere erscheint dies 
notwendig, um unterschiedlichen Ebenen von 
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Bildung, kulturellen Anschauungen, Nationa- 
litäten etc. gerecht zu werden. 

Durch die einmal vorhandene Infra- 
struktur eines solchen Netzes ergeben sich 
natürlich noch wesentlich weitere Möglichkei- 
ten der Kommunikation und Information. So 
wäre z.B. das Prinzip des absolut freien Zu- 
gangs zu allen Informationen zu realisieren. 
Die sofortige Verfügbarkeit von Umweltdaten 
direkt ab dem Meßsensor (ohne “Be- 
arbeitung” oder “technisch 
bedingte Zeitverzögerungen”), direk- 
ter Zugriff auf dierealen Daten der Kriminali- 
tätsentwicklung in einem Bezirk oder einer 
Stadt ohne einen behördlich bedingten Filter 
usw. führen zu Möglichkeiten, Entscheidun- 
gen wirklich direkt zu treffen. Argumentatio- 
nen werden sofort nachprüfbar, durch ausge- 
baute Archivierungsfunktionen ist auch der 
schnelle Zugriff auf vergangene Entscheidungs- 
prozesse möglich. 


Sicherlich sind noch sehr viele Frage zu klären, 
die teilweise sehr ins Technische gehen. Dem 
Stand von Diskussionen in entsprechend vor- 
gebildeten Kreisen nach, sind aber alle techni- 
schen Fragen zu einem solchen Netz lösbar. 
Grundlegendere Schwierigkeiten schei- 
nen mir aber eher in einer inhärenten blinden 
Technikfeindlichkeit bei den Leuten zu liegen, 
die ein solches Projekt von ihren politischen 
und philosophischen Grundlagen her unter- 
stützen müßten. Das Problem ist nur: ein sol- 
ches Netz wird gebaut werden, nur wenn wir 
uns nicht darum kümmern, wie daraus eine 
wirklich sinnvolle Sache zu machen ist, wer- 
den wir nur mit weiteren Kanälen voller Wer- 
bung und Schwachsinn zugepflastert. ltc 


*] Red: Interessant für solche Untersuchun- 
gen wären die Erfahrungen des Modells der 
Schweizer Eidgenossenschaft. Immerhin exi- 
stiert hier die älteste stabile Struktur dieser 
Art. Merkwürdigerweise wird das heutzutage 
von keiner Seite mehr untersucht. Das ist be- 
sonders bei linker und alternativer Literatur 
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aus der Schweiz verwunderlich. Es wäre doch 
naheliegend, das ursprünglich Verfassungs- 
modell gegen seine nationalstaatlichen und 
kapitalistischen Verzerrungen einzuklagen. 
Jedenfalls aber wird am Beispiel der 
Schweiz deutlich, daß Basisdemokratie allein 
in einer kapitalistischen Umgebung kein All- 


heilmittel ist. Einerseits wurde das ursprüngli- . 


che Modell seit den sechziger Jahren des vori- 
gen Jahrhunderts durch die industriellen und 
politischen Anhänger einer Zentralmacht 
ausgehebelt. Andererseits sind die Schweizer 
an der Erhaltung der Pfründe interessiert, die 
ihnen besonders die Banken aus aller Herren 
Länder verschaffen. Dazu kommen noch die 
Beeinflussungsmöglichkeiten von großen 
Publikumsmassen überdiekommerzialisierten 
Massenmedien. 

Grundsätzlich scheint aber eine schwache Sei- 
te des Schweizer Systems der Minderheiten- 
schutz zu sein. 


graswurzel 
revolution 


Seit über 20 Jahren und jeden Monat neu 
Die Graswurzelrevolution (GWR]): 
anarchistisch, gewaltfrel, antisexistisch 


Superqualjahr 


In der GWR zu lesen: Wir haben keine Wahl / militäri- 


sche und gewaltfreie Interventionen in Bosnien / Volker || 


Rühe ist beleidigt / Antirassistische Telefone / Kurt Wof- 


ner erzählt von Querdenkern unterm Stahlhelm / Ver- || 


gessene Kriege im Kaukasus / Mexiko: Rebellion im 
"Land des Frühlings” / Kampagne "Stoppt Nazi-Zei- 
tungen” / Anarchismus und die Gewaltfrage / Sexuelle 
Gewalt gegen Jungen / Die Anti- AKW- Bewegung ist 
wieder da: schlanker, fröhlicher und mit Mut zum Er- 
folg / Antifaschismus und die Rechte der Tiere: Wie ei- 
ne Gesellschaft mit den Tieren umgeht, offenbart viel 
über ihr wahres Gesicht / u.v.a.m. 
Schnupperabo (4 Ausgaben) gibt es 


gegen Einsendung eines 10 DM- Scheines an 
GWR, Kirchstr. 14, 29462 Wustrow 


Für eine gewaltfreie und 
herrschaftslose Gesellschaft 
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Der Nord-Nord Konflikt 


Die Folgen der inneren Kolonialisierung in Rußland 
oder: woher kommt eigentlich das angeblich so umweltfreundliche 
Brandenburger Erdgas und Erdöl? 


“Warum holzten sie das Fichtenwäldchen ab, 
obwohldie Stämmenoch immer aufgeschichtet 
nutzlos verrotten? Warum haben die Ölsucher 
aufgewühlte Erde und Berge von Metallschrott 
zurückgelassen? Warum knebeln die Maschi- 
nen die kleinen Flüsse mit Röhren und Sand- 
bänken, was Fischer wie Fische daran hindert 
durchzukommen? Und schließlich: Warum 
pumpen sie Öl aus der Erde, wenn sie es dann 
zwei Finger dick auf dem Fluß Agan treiben 
lassen und damit alles Leben darin töten? Das 


Öl kann man herausschöpfen, aber wo kann 


man es lagern? Kann es wieder zurück in die 
Erde geschafft werden?” schreibt Jeremei Ajpin, 
Schriftstellerund ehemaliger Volksdeputierter 
vom Volk der Chanten. Es sind Fragen seines 
Vaters, eines Jägers. 


DIE MENSCHEN 


Ursprünglich lebten die Chanten als Fischer in 
kleinen Weilern anden großen Flüssen, einzel- 
ne Familien zogen auch halbnomadisch mit 
ihren Verwandten in den Wäldern der Taiga 


des Ob- Irtysch Gebietes in Westsibirien um- 


her, dem Lande Jugrien. Sie ernährten sich 
hauptsächlich von Fischfang, gingen auf die 
Pelztierjagd und züchteten Rentiere. Mit den 
Ungarm, Komi, Mansen, Finnen, Esten u.a. 
bilden sie die Finno-Ugrische Sprachfamilie. 
Als Jugrier wurden sie schon zusammen mit 
den Mansen und Nenzen, die im gleichen Ge- 
biet leben, in russischen Quellen des 12. Jahr- 
hunderts erwähnt. Mit der zaristischen Erobe- 
rung Sibiriens im 16. Jahrhundert und der 
anschließenden Kolonisierung begann ihr 
Leidensweg als unterdrückte Minderheit. Mit 
Zwangsmaßnahmen trieben die Russen den 
Jassak, die Pelzsteuer, ein und erreichten, daß 
sie sich pro forma zum Christentum bekehrten. 
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Sie wurden aus ihren angestammten Gebieten 
vertrieben und die nomadisierenden Gruppen 
in Dörfern angesiedelt. 

Nach der Oktoberrevolution bekamen sie 
ein eigenes nationales Territorium zugespro- 
chen, ihre Sprache wurde mit dem lateinischen 
Alphabet verschriftlicht und ihre traditionelle 
Wirtschaftsweise zunächst gestärkt. Seitdem 
gehörensiezuden.offiziellensechsundzwanzig 
“zahlenmäßig kleinen Völkern des Nordens 
unddes Fernen Ostens”, zudenen sich 1989 ca. 
183.000 Menschen bekannten. Sieben dieser 
indigenen Völker haben, zusammen mit den 
Jakuten und den Komi, eigene autonome Terri- 
torien. Seit den 30er Jahren, während der Zeit 
des Stalinismus, wurde jedoch ihre Religion 
verboten, ihre Schamanen, traditionelle Füh- 
rer, Dichter und andere Kulturträger ver- 
schleppt und teilweise ermordet. 

Um sie zu einheitlichen Sowjetmenschen 
zu erziehen, wurden sie ökonomisch und 
kulturell unterdrückt. Fischer und Rentier- 
züchter wurden in den 50er Jahren in Kolcho- 
sen, später in den 60ern in Sovchosen, 
zwangskollektiviert. Die Kinder verbrachten 
die meiste Zeit des Jahres, getrennt von ihren 
Eltern und Verwandten, in Internaten. Dort 
begann schon im Vorschulalter die Russifizie- 
rung. Durch Stalins “Konzept der kulturellen 
Minderwertigkeit” sollten schon die Kinder 
ihrem eigenen Volk entfremdet werden. Die 
besonders gut angepaßten jungen Menschen 
verschickte die Administrationnach Leningrad 
zum “Institut für Nordvölker”. Dort begann 
ihre Ausbildung als Lehrer und Beamte, um in 
den Schulen, der Verwaltung, der Partei und 
den Staatsbetrieben die neue Sowjetidentität 
zu vertreten. 

Mitder Seßhaftmachung und Umsiedlung 
in Großsiedlungen wurden viele Menschen 


telegraph 3/93 


Erdöllager we 


Erdölpipelines = 


| 


Erdgaslager (©) 
Erdgaspipelines - - — 


Autonomes Gebiet 


u Taimyr 
BE Auer a 21°, 
Autonomes Gebiet en Norilsk 
der Nenzen ——> 


IN 


N 


Republik 
Kom >> 
Pi 


| 


a 


= ß 
&“  — Bezirk 
ii = Krasnojarsk 
©: - Nowy Urengoi 
I © 
m »%, u 
> Ö Autonomes Gebiet 
au ©®,, der Jamal-Nenzen 
O > 1 
F I @ 
® Autonomes Gebiet L 
u ° der Chanten und Mansen eu o Y 
ai I 
« ee ++ „+ 
© Mansijsk HMSurgüt e 
(6) Ty4 Nischnewartowskij 
© (®) 
& 2 Neftelinnakf 
«/, 
Z 
77 
Gebiet /, Gebiet wer 
Jekatarinenburg, a A Tomsk > 
227 
10} 
/rTjiumen‘ 0% 
| < 
Gebiet N \ 
Kurganj !/ (6) 
Iv Ischim 


\ 


aM 
Kasachstan 


telegraph 3/93 


31 


aus ihren traditionellen Wirtschafts- und 
Sozialbindungen gerissen. Stolze Jäger und 
Fischer verwandelten sich in heruntergekom- 
mene Arbeitslose. Abhängig von den staatli- 
chen Zuwendungen verloren sie ihr Selbstbe- 
wußtsein. Alkoholismus, als Flucht aus der 
Wirklichkeit, hat sich breit gemacht. In vielen 
Familien gibt es kaum mehr Männer im Alter 
um die 40. Besonders in den Städten steigt die 
Selbstmordrate und die Zahl der Gewaltverbre- 
chen. Die Kindersterblichkeit hat sich in den 
letzten Jahren trotz medizinischer Betreuung 
verdoppelt. Typhus, Diphterie und Durchfalls- 
erkrankungen haben epidemische Ausmaße 
erreicht. Die durchschnittliche Lebenserwar- 
tung liegt 20 Jahre unter dem russischen Durch- 
schnitt. Bei Männern sind dies 45 und bei 
Frauen 55 Jahre. 

Die Eroberung und Unterdrückung rief 
jedoch über die Jahrhunderte hinweg auch im- 
mer wieder Reaktionen der Jugrier hervor. 
Während sich einige Familien in die Sümpfe 
zurückzogen, um dem Herrschaftsapparat zu 
entgehen, formierten sich andere zum militan- 
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ten Widerstand, zuletzt 1933. Westsibirien hat 
jedoch eine Schlüsselstellung zur Kontrolle 
Sibiriens inne. Alle Handelsrouten, und 
Eroberungszüge durchquerten Jugrien. Wur- 
den diese Strecken durch Aufstände gefährdet, 
stand für die Zaren gleich die Versorgung und 
Kontrolle ganz Nordasiens auf dem Spiel. Mit 
voller Härte schlugen die Kossaken diese Re- 
bellionen nieder 

Obgleich die traditionellen Führer des 
Wiedererwachens der Jugrier heutzutage keine 
Verschleppung und Ermordung mehr fürchten 
müssen, sind sie den Repressalien der 
Machthabenden weiterhin ausgeliefert. Durch 
Schlagstockeinsätze der Miliz wurden mehrere 
Menschen verletzt und einige Blockhütten und 
Häuser der Aktiven sind bereits angezündet 
worden. 


DAS ÖL 
In Westsibirien entdeckten die Prospektoren 
das größte zusammenhängende Erdöl- und 
Erdgasfeld der Welt. Es erstreckt sich von der 
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Stadt Tjumen im Süden bis zur Jamal-Halbin- 
sel am Eismeer im Norden. In diesem Gebiet 
werden 2/3 des russischen Erdöls (1990 3. 
Stelle der Weltförderung) und 90% des Erdga- 
ses (1990 1. Stelle der Weltförderung) geför- 
dert. Die Deviseneinnahmen von ca. 500-600 
Milliarden US$ in den letzten 30 Jahren waren 
eine der wichtigsten Stützen der sowjetischen 
Wirtschaft. 

1953 prospektierten Geologen das erste 
Erdöl in Tjumen, 1960 begann die Förderung. 
Die Aussicht auf eine eigene Wohnung und 
guten Verdienst zog Arbeitsmigranten aus al- 
len Teilen der Sowjetunion in das Gebiet 
Tjumen und diese marginalisierten die 
indigenen Völker. 1989 betrug der Anteil der 
Jugrier im Autonomen Gebiet der Chanten und 
Mansen nur noch 1,4%. Dreiviertel der 1,3 
Millionen Bewohner dieses Kreises leben in 
Städten. Aus kleinen Fischersiedlungen am 
Ob, wie Surgut, wuchsen innerhalb weniger 
Jahre große Betonstädte mit 260 000 Einwoh- 
nern. In ihrem Umland entstanden gigantische 
Industriekomplexe. Das Bruttosozialprodukt 
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des Gebiets Tjumen ist so hoch wie das der 
Arabischen Emirate. Für den Bau von Fabri- 
ken, Straßen, Flugplätzen usw. wurden Wälder 
abgeholzt, riesige Dämme und vegetationslose 
Sandflächen aufgeschüttet. Alles ohne Rück- 
sicht auf die Natur und die Menschen, die dort 
schon lebten. In den letzten Jahrzehnten gab es 
eine Migrationsbewegung der südlicheren 
Chanten Richtung Norden. Die ursprünglichen 
Siedlungsgebiete entlang der großen Flüsse 
sind durch die Ölförderung verloren. Auf der 
Suche nach Rentierweide und sauberen, 
fischreichen Seen und Flüssen werden sie in 
immer unwirtlichere Gebiete abgedrängt. Sie 
bauen ihre Blockhütten aufschmalen Landbrük- 
ken inmitten der Sümpfe, mitdem Boot mehre- 
re Tagesreisen vom nächsten Dorf entfernt. 


DIE FOLGEN 
Täglich versickert in Sibirien die dreifache 
Menge an Öl, die bei der Exxon Valdez-Kata- 
strophe an die Küste Alaskas gespült wurde! 
Es gibt bis zu 700 Pipeline-Leckagen pro 
Jahr im Gebiet Nischnewartowskij. Seit Be- 


ginn der Förderung auf diesem Areal sind 4 
Millionen Tonnen Öl ins Erdreich versickert. 
7,2% des geförderten Rohöls gehen durch Un- 
fälle verloren. Es gibt nur unzureichende 
Sicherungsmaßnahmen - nur alle 50 km 
Sicherheitsschieber in den Pipelines, die nach 
westlichem Standart alle5 km angebracht wer- 
den müßten. Ölrückhaltevorrichtungen an Ge- 
wässern fehlen oder funktionieren nicht. Die 
Schichtarbeitersind gleichgültig gegenüber dem 
Land. Sie werdenmanchmalzwangsverpflichtet 
und bleiben oft nur für wenige Jahre in Sibiri- 
en. Keiner von ihnen wird für schlampige Ar- 
beit zur Rechenschaft gezogen. Bis Ende der 
80er Jahre gabeskeine Umweltorganisationen, 
die die Öffentlichkeit auf die Verwüstungen 
aufmerksam gemacht hätten. Seit 1991 kann 
durch ein Gesetz Umweltfrevel bestraft wer- 
den; bei Zahlungen der bisherigen Sünden 
würden die Erdölfirmen jedoch bald Bankrott 
sein. 

Das Öl gelangt in das Grundwasser und 
wird inden Flüssen weitergetragen. Zur Besei- 
tigung der Schäden wird so gut wie nichts 
getan,manchmal große verseuchte Flächenein- 
fach abgebrannt. 28 große Flüsse im Gebiet der 
Chanten und Mansen sind biologisch tot. 

Als wir im Sommer 1993 die Gebiete 
Nischnewartowskij und Surgut besuchten, sa- 
hen wir breite schwarze Ränder an den Ufern 
der Flüsse Pim und Agan. Selbst auf idyllisch- 
sten Taigaflüßchen schwamm ein schim- 
mernder Ölfilm mit schmierigen Klumpen. Oft 
schmeckte auch das Leitungswasser in größe- 
ren Dörfern nach Öl. In einem der wasser- 
reichsten Gebiete der Erde wird so die 
Trinkwasserversorgung zu einem Problem. 
Manche Orte müssen täglich mit dem 
Tankwagen beliefert werden. 

Nachts ist der Himmel über weiten Ge- 
bieten rot erleuchtet. Unzählige Fackeln ver- 
brennen Tag und Nacht das benzinhaltige Gas, 
daß bei derÖlförderung und inden Umpumpsta- 
tionen entsteht - jährlich 10 Milliarden Kubik- 
meter. Das Gebiet Tjumen ist der hellste Fleck 
auf der Erde, der Nachts aus dem Weltraum zu 
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sehen ist. Im Frühjahr bleibt nach der Schnee- 
schmelze eine dicke schwarze Rußschicht auf 
allen Pflanzen zurück. Die Giftstoffe sammeln 
sich in den Beeren, Pilzen und Flechten. Die 
äsenden Rentiere werden davon krank. 

Auf unserer Fahrt sahen wir nur einen 
kleinen Ausschnitt der Zerstörung. Das war 
schon beängstigend genug. Rechts und links 
der kilometerlangen Betonstraßen- Ölförde- 
rplätze, Sandwüste gleichneben den Sümpfen, 
ölschwarze Seen, tiefausgefahrene Sandwege 
durch den Wald. 

Gerade die nördlichen Regionen sind 
wegen ihrer kurzen Vegetationsperiode (90 bis 
100 Tage) ein besonders empfindliches 
Ökosystem, deren enges Zusammenleben von 
Pflanzen, Tier und Mensch schon bei geringen 
Eingriffen gestört ist. Die Biodiversität ist sehr 
gering. Fällt eine Pflanzen- oder Tierart in 
einer Region aus, gibt es keine neue 
Nischenbesetzung. Die schweren Lkws und 
Kettenfahrzeuge zerstören schnell die dünne 
Pflanzendecke und den Baumbestand. 
Rentierflechten wachsen nur 3 mm im Jahr und 
leben in enger Symbiose mit alten Kiefern. 
Werden die Bäume gefällt dauert es auch bei 
einer Wiederaufforstung etwa 40 Jahre bis sich 
dann die Pflanzen regenerieren. Die aufgeris- 
sene Bodendecke ist ein Angriffspunkt für 
Thermokarst, der durch die Temperatur- 
unterschiede von -40° bis +30° ausgelöst wird. 
Für die CO2-Bindung kommt den borealen 
Nadelwäldern der Taiga eine größere Bedeu- 
tung zu, als dem tropischen Regenwald. 

Um so erstaunter waren wir, unweit die- 
ser Gegend noch Menschen zu treffen, die ihre 
ursprünglichen naturverbundenen Traditionen 
lebten. 

“In den 60er und 70er Jahren lebten wir 
noch so gut wie die Russen” erzählte uns J egor 
K., Vorsitzender des Ältestenrates im Gebiet 
Ljantor. Sammeln ist neben der Pelztierjagd 
die größte Einnahmequelle für die Waldbe- 
wohner. Für etwas mehr als zwei Tonnen 
Moosbeeren bekommen die Jugrier einen 
Motorschlitten. Geologen waren zweimal ver- 
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geblich auf dem Land Jegors, um Öl zu finden. 
Aberaufdem, dem Wohnsitz gegenüberliegen- 
den Ufer des Pim wird schon gefördert. Indem 
Flüßchen nahe seiner Blockhütte kamen im 
letzten Jahr keine Fische mehr an. Inzwischen 
wohnen schon sechs Familien aufseinem Land. 
Weildas Einkommennicht mehr für allereicht, 
versuchen sie im Sandboden hinter Jegor’s 
Haus Kartoffeln anzubauen. Wie langesienoch 
bleiben können, ist ungewiß. Weiter in den 
Norden können sie nicht ziehen und in der 
Stadt wollen sie nicht leben. Viele Familien 
sind deshalb abhängig von den Entschädigun- 
gen der Ölgesellschaften. Aus finanzieller Not 
gestattensie die Förderung aufihrem Landund 
verlieren damit ihre letzten ei BRAMERGIEEN 
Lebensgrundlagen. 

Es existieren noch andere Ausifkängen 
der Erdöl- und Gasförderung auf die Umwelt. 
So wurden bei geologischen Untersuchungen 
und künstlichen Veränderungen auch Atom- 
sprengungen durchgeführt, um z.B. zwei 
Lagerstätten zu verbinden. Auchin Westeuropa, 
auf russischer Erdölbasis hergestellte Produk- 
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te wie Kunststoffe, Kosmetika usw. sollen eine 
erhöhte radioaktive Niedrigstrahlung aufwei- 
sen und an manchen Küchenherden in der 
Türkei tickt nicht nur die Gasuhr sondern auch 
der Geigerzähler. 

Der Ob ist ein sehr langsam fließender, 
mäandernder Strom mit wenig Gefälle. Sein 
riesiges Entwässerungsgebiet ist zu weiten 
Teilen Sumpflandschaft. Nach der Schnee- 
schmelze kommt es zu umfangreichen Über- 
schwemmungen, dieim Sommernachundnach 
zurückweichen. Bis vor wenigen Jahren gab es 
deshalb nur in den strengen Wintern Straßen, 
wenn alles zugefroren war. Heutzutage werden 
abererhöhte, dauerhafte Ganzjahres-Verkehrs- _ 
wege wie Straßen und Eisenbahnlinien aus 
Sand und Beton gebaut. Diese kilometerlangen 
“Dämme” regulieren den Wasserstand aufeine 
fatale Weise. Auf der flußabgewandten Seite 
stautsich das Wasser, aufder flußzugewandten 
trocknet der Boden zu schnell ab. Das Ergebnis 
sind abgestorbene Wälder links und rechts der 
Trassen. 

Beider Verlegung der Mehrfachpipelines 
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für Öl und Gas entstehen hunderte Kilometer 
lange Schneisen durch die Taiga, welche die 
natürlichen Wanderwege von Tieren und die 
Vermehrungsmöglichkeiten der Pflanzen mas- 
siv behindern. Außerdem muß das Gas in den 
Leitungen abgekühlt werden, daes diese sonst 
bei Frost in den Boden einschmelzen würden. 
Bei wärmeren Temperaturen entsteht durch 
die Kühlung ein dicker Eismantel um die 
Rohre, der den Abfluß von Grund- und 
Oberflächenwasser empfindlich stört. 

Seit 1991 ist die Förderquote aber rück- 
läufig. Dies hat verschiedene Ursachen. 70% 
der 20 größten Vorkommen sind bereits ausge- 
beutet. Die Hälfteder bekannten Ölvorkommen 
lagert in tieferen geologischen Schichten, die 
durch die veraltete Technik nicht erreicht wer- 
den und nur ein geringer Teil kann durch das 
billige Eruptionsverfahren gefördert werden. 
Um den sinkenden Druck in den Lagerstätten 
wieder zu erhöhen muß kostspielig salzsäure- 
haltiges Wasser in die Bohrlöcher gepumpt 
werden. Dieses greift wiederum sehr aggressiv 
die Pumpen an. Der Energiebedarf innerhalb 
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der Russischen Föderation sinkt wegen der 
Schließung von Strom verbrauchenden 
Industriekomplexen und der Reduzierung des 
militärischen Bedarfs. Außerdem liegen zur 
Zeit 20-25000 Ölpumpen wegen Ersatzteil- 
mangel aus dem“nahen Ausland” (Kasachstan), 
still. 1992 kehrten bereits 50 000 Ölarbeiter 
wegen Arbeitsmangel in Westsibirien in das 
europäische Rußland zurück. 

Die gesamte russische Energiewirtschaft | 
ist mit mafiosen Strukturen durchzogen. Mil- 
lionen von US$ verschwinden in den privaten 
Taschen von “Ölbaronen”. Über hundert 
Öllagerstätten sind an ausländische Investoren 
verkauft worden. Dutzende von Firmen haben 
in der Zwischenzeit das “Recht” erworben im 
Erdölgeschäfttätig zu werden. In Joint Venture- 
Verträgen mit russischen Partnern sichern sich 
die großen westlichen Ölgesellschaften den 
Zugriff auf das schwarze Gold. Daß als Ent- 
schädigung für die Jugrier in Warjogan ein 
amerikanischer Kindergarten zum Preis von 
einer Million US Dollar(!) gebaut wurde, 
entbehrt dabei nicht einer gewissen Polemik. 
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Für dieses Geld in Devisen könnten lokale 
Politiker und Organisationen Dutzende von 
Kulturhäusern, Museen und soziale Einrich- 
tungen durch Eigenarbeit finanzieren. Dies ist 
den Westfirmen jedoch nicht werbewirksam 
genug. 


DER GEGENKURS 

1988 schrieb eine Gruppe von Schriftstellern 
einen Brief an Gorbatschow, in dem sie auf die 
beklagenswerte Situation der Nordvölker auf- 
merksam machten. Auf ihre Initiative hin fand 
im März 1990 der erste “Kongreß der zahlen- 
mäßig kleinen Völker des Nordens” unter 
Anwesenheitdes sowjetischen Präsidenten und 
weiterer hoher Regierungsvertreter in Moskau 
statt. Im Laufe dieses Kongresses kam es zur 
Gründung eines ersten Dachverbandes, der 
“Vereinigung der zahlenmäßig kleinen Völker 
des Nordens”. 

Bereits 1989 hatten sich in den einzelnen 
autonomen Kreisen und Regionen lokale 
“Bürgerinitiativen” gebildet. In Chanty- 
Mansijsk, Hauptstadt des Autonomen Gebiets 
der Chanten und Mansen, entstand die “Asso- 
ziation zur Rettung des Jugra”, die in einzelne 
Regionalgruppen unterteilt ist, die weitgehend 
mitdenrussischen Verwaltungseinheiten ‚den 
Rayons, übereinstimmen. Ihre Vertreter wer- 
den von den Jugriern gewählt, um deren Belan- 
ge sie sich kümmern. Finanziert werden alle 
diese Organisationen durch einen staatlichen 
“Entschädigungsfond”. 

Es kam auch zu ersten Begegnungen mit 
Wirschaftsmanagern. Erzwungen wurde dies 
durch die Blockade einer Brücke der wichtigen 
Verbindungsstraße zwischen Nischnewartow- 
skij und Warjogan am 1. Oktober 1990. Dort 
kamen Vertreter der Jugrier, der Öl- und Gas- 
industrie sowie Politiker zum ersten Mal zu- 
sammen. Eine gemeinsame Erklärung über die 
unhaltbaren Zustände wurde verfaßt, die auch 
in Moskau Wirkung zeigte - seit 1991 gibt es 
ein Gesetz über die Ugodia, den Familienbesitz 
an Boden. Ohne Zustimmung der Bewohner 
darf auf diesen Gebieten kein Öl gefördert 
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werden. InmanchenGegendenkames daraufhin 
zu regelrechten Besetzungen von bisher 
unbesiedelten Gebieten. Selbst Städter zogen 
für einige Monate des Jahres in den Wald, um 
das Land vor dem Zugriff der Konzerne zu 
schützen. Mit einer anderen Straßenblockade, 
bei der ein Schweizer Fernsehteam anwesend 
war, bewirkte der Nenze Juri W. die Schlie- 
Bung eines Bohrplatzes auf indigenem Land. 
Er ist Schriftsteller, Sänger, Märchenerzähler 
und -sammler, ehemaliger Vorsitzender der 
“nationalen Siedlung” Warjogan. Seit Jahren 
widmetersichdem Erhalt von fast vergessenen 
Arbeitstechniken, Liedern, mythologischen 
Sprachelementen und Sozialstrukturen. Ein 
kleines Museumsdorf wird von ihm liebevoll 
betreut. 1990 ister zurück in die Sümpfe gezo- 
gen,hatsich Rentieregekauftundein Blockhaus 
gebaut, in dem er den größten Teil des Jahres 
mit seiner Frau lebt. Seine Kinder und Enkel 
kommen nur manchmal zu Besuch. Sie verste- 
hen die Erzählungen in seiner Muttersprache 
kaum noch und orientieren sich lieber nach 
dem “Westen”. 

Anfang September 1992, dem Tag des 
Ölarbeiters, besetzten erzürnte Chanten, 
Mansen und Nenzen in der Stadt Ruskinskaya 
den Hauptplatz. Sie bauten ein Tschum, das 
Sommerzelt der Jugrier, und Plakatwände auf, 
um ihre Belange in aller Öffentlichkeit darzu- 
stellen. 


LÖSUNGSANSÄTZE 


Die Wege, auf denen sich die Jugrier in die 
Erdöl- und Gaswirtschaft einbringen sollen 
sind außerordentlich differenziert. Einerseits 
wollen sie an dem Reichtum mit teilhaben. So 
wurde 1992 eine Aktiengesellschaft der 
Erdölindustrie mit Namen “Wiedergeburt” 
gegründet. 51% der Wertpapiere sind für die 
Jugrier reserviert. Was sollen diese Menschen 
bei einer weiteren Verelendung mit den diesen 
“Papieren” anfangen ? Der Aufkauf großer 
Aktienanteile durch Strohmänner ist bereits 
vorprogrammiert. Die indigene Bevölkerung 
soll durch die Anteile der Ölförderung beruhigt 
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werden, ohne allzuviel beeinflussen zu kön- 
nen. 

_ Anders gedacht ist die Idee der Einrich- 
tung von “Reservaten”. Innerhalb dieser Ge- 
biete, die ein Dritteldes Chantisch-Mansischen 
Autonomen Kreises einnehmen, soll die ge- 
samte industrielle Entwicklung, sowie der 
Holzeinschlag gestoppt werden. Die Extraktio- 
nen auf den bereits existierenden ÖI- und 
Gasförderplätzen soll für 25 Jahre ausgesetzt 
werden. Danach kann mit Einwilligung der 
indigenen Bevölkerung undmitumweltfreund- 
licheren Methoden weiter gefördert werden. 
Die Selbstbestimmung innerhalb der Reservate 
wird ausschließlich von der indigenen Bevöl- 
kerung geregelt. Darüber hinaus soll im Auto- 
“nomen Kreis der Chanten und Mansen ein 
Zweikarmmerparlamenteingeführt werden, um 
der Minderheitder Jugrier ein Vetorechteinzu- 
räumen. 

Schwerpunkt in diesen geschützten Ge- 
bieten soll die Restaurierung der Umwelt sein. 
DieRekultivierung von Land, die Wiederauffor- 
stung des Waldes und die Reinigung der Ge- 
wässer wird Milliarden von Rubel kosten. Ei- 
nerseits soll dieses Geld durch den Aufbau von 
Ölverarbeitungsindustrie und den Verkauf von 
Fertigprodukten aufgebracht werden, denn bis- 
her exportiert die Industrie nur Rohprodukte - 
Holz, Öl und Gas. Der erwartete Einnahmen- 
verlust durch den Rückgang der Ölförderung 
würde durch die Entwicklung ressourcenscho- 
nender Technologien wettgemacht. Anderer- 
seits sollen mit Pachtverträgen und Entschädi- 
gungszahlungen durch die Industriekomplexe 
wie “Gasprom” oder “Hermes” weitere Mittel 
bereit gestellt werden. Jeremei Ajpin über die 
Möglichkeiten der Problemlösung in einem 
Interview in Radio Moskau im Januar 1994: 

“Die gegenwärtige Situation ist, trotz al- 
ler Schwierigkeiten, sehr günstig, um mit den 
Problemen fertig zu werden. Früher konnten 
wir überhaupt nichts, heute aber haben wir 
schon unsere Vereinigung [der Moskauer 
Dachverband], die erste große gesellschaftli- 
che Organisation und wir gründen jetzt auch 
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verschiedene Fonds und Stiftungen - den 
“Überlebensfond’ und die ‘Stiftung wirtschaft- 
liche und kulturelle Entwicklung der kleinen 
Nordvölker’. Dasheiß, wirschaffen allmählich 
die wirtschaftliche Grundlage zur Beseitigung 
unserer Probleme. Wir brauchen wirtschaftli- 
che Unabhängigkeit. Deshalb ersuchten wir 
die Regierung Rußlands um das Eigentumsrecht 
auf den Boden und seiner Schätze. Wir brauen 
einen Entschädigungsmechanismus für dieNut- 
zung unseres Bodens und seiner Reichtümer. 
Wir wollen nicht länger betteln, wir wollen 
Herren in unserem Land sein und solche Mög- 
lichkeit haben wir jetzt.” 

Da jedoch die Verursacher der gesam- 
ten Problematik gleichzeitig deren Beseitigung 
bezahlen sollen, geraten die Reservate in eine 
fatale Abhängigkeit der Industrie. Deshalb soll 
zusätzlich eine andere wirtschaftliche Basis 
geschaffen werden. Der Aufbau von Klein- und 
Mittelbetrieben in traditionellen Wirtschaftsfor- 
men wie Fischfang und Rentierzucht aber auch 
neue Beschäftigungsmöglichkeiten in der 
Tourismusbranche oder in Kunsthandwerksko- 
operativen sind mögliche unabhängige 
Einkommensquellen. 

Manche radikaleren Jugrier fordern eine 
eigene Steuer für die Landnutzung oder die 
Übernahme des gesamten Reichtums an Bo- 
denschätzen in eigene Hände. Dafür würden 
einige militante Indigene auch zu den Waffen 
greifen, erste Separationserklärungen werden 
von ihnen formuliert. Noch können sich die 
meisten der von uns befragten Aktivisten nur 
eine gemeinsame Zukunft innerhalb der Russi- 
schen Föderation vorstellen. Aber werdennicht 
rasch umfangreiche Gesetze erlassen und auch 
vor Ort umgesetzt, kann die Stimmungslage 
umschlagen. Die Moskauer Föderationsre- 
gierung wird aber wohl kaum ihre lebensnot- 
wendige “innere Kolonie” Tjumen in die Un- 
abhängigkeit entlassen, zumal dies auch eine 
komplette Trennung Restsibiriens vom 
Mutterland bedeutet da dieses Gebiet von der 
Nordgrenze Rußlands am Eismeer bis zur 
Südgrenze nach Kasachstan reicht. 
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AUSBLICKE 


Nicht alle Jugrier warten auf die Segnungen 
Moskaus. 

Inzwischen werden an manchen Schulen 
auch die chantischen, mansischen und 
nenzischen Sprachen als Fach unterrichtet. Die 
Kinder haben einen Monat mehr Ferien, um 
ihren Verwandten beim Beerensammeln und 
Fischen zu helfen. In Sommerferienlagern ler- 
nen sie von engagierten Eltern und Lehrern das 
traditionelle Wirtschaften. 

Ineinernichtstaatlichen “kulturanthropo- 
logischen Schule” werden chantische, 
mansische, nenzische und russische Kinder 
zunächst getrennt in ihrer Sprache und den 
überlieferten Werten ihrer Völkern unterrich- 
tet, um dann in gemeinsamen Klassen das 
Zusammenleben mit den anderen Kulturen zu 
lernen. 

In vielen größeren Dörfern und Städten 
entstanden Kulturhäuser mit ethnographischen 
Sammlungen, folkloristischen Tanzgruppen, 
Werkstätten für das traditionelle Handwerk, 
Versammlungsräumen für die gemeinsamen 


Entscheidungen und Archiven mit Dokumen- 
ten, Fotos, Filmen und Musik ihrer Kulturen. 

In Chanty-Mansiisk wurde Anfang der 
90er Jahredas“Wissenschaftliche Forschungs- 
institut zur Wiedergeburt der ob-ugrischen 
Völker” gegründet, in dem einheimische Wis- 
senschaftler mit Bewahrern der Traditionen 
gemeinsam forschen und Zukunftskonzepte 
erarbeiten. 

Ein regionaler Radiosender strahlt fast 
täglich eine Stunde Lokalnachrichten in einem 
chantischen Dialekt aus. 

WöchentlicherscheintdieZeitung “Chanti 
Jasang”. Allerdings hat sie nur einen kleinen 
Leserkreis, da die Dialekte so unterschiedlich 
sind, daß Russisch als Verkehrssprache oft die 
einfachere Verständigungsmöglichkeit ist. 
Indigene Autoren haben die Möglichkeit in 
einem regionalen Buchverlag in Surgut ihre 
Publikationen zu veröffentlichen. 


DER WESTEN 


Vom 9.-6. April 1992 fand in Ljantor am Fluß 
Pim die Konferenz “Überlebenswege für die 
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Chanten, Mansen und Nenzen” statt. Im 

Schlußdokument empfinden diese Menschen 

es als ihre Pflicht, die “weltweite öffentliche 

Meinung, die politischen, kulturellen und reli- 

giösen Organisationen über die Tragödie von 

drei sterbenden Völkern in Westsibirien zu 
informieren”. Unterstützung soll auf folgenden 

Wegen gegeben werden: 

- “Internationaler Druck auf den Russischen 
Staat in Bezug auf die Unterzeichnung und 
Achtung der internationalen Konventionen 
über indigene Völker, 

- Internationaler Druck auf staatliche und pri- 
vate Ölkonzerne, um sie zur Unterstützung 
der Interessen indigener Völker zu veranlas- 
sen, 

- Internationale Kooperation in Schutz 

undPflege westsibirischer Natur, Wasser, Luft 

und Boden genauso wie Flora und Fauna, 

- Internationale Legalisierung indigener Orga- 
nisationen, 

- Medizinische Hilfe und moderne Gesund- 
heitsfürsorge”. 


Bisher war die Resonanz auf solche Aufrufe 
eher gering. Selbst im “UN-Jahr der indigenen 
Völker” 1993 tauchten die Probleme der Völ- 
ker Nordasien in den öffentlichen Medien und 
auf Kongressen kaum auf. Einen Grund sehen 
wir in der einseitigen Orientierung von Men- 
schenrechts- und Umweltorganisationen auf 
den “Nord-Süd Konflikt” und die Regenwald- 


Misere. Selbst in der Arbeits-Deklaration der 
“UN-Working Group of Indigenous Peoples” 
wird in jenem Jahr nichts von der dringenden 
Notwendigkeit des Zugriffs derindigenen Völ- 
ker auf die Bodenschätze ihres Landes er- 
wähnt. Dabei sind wir, die “Erste Welt” indem 
“Nord-Nord Konflikt” weitaus mehr involviert. 
Die deutsche Energiewirtschaft importiertmehr 
als ein Drittel ihres Erdgasbedarfs aus der 
Russischen Föderation. Das Land Brandenburg 
hatsich im Herbst 1993 für das “preiswerteund 
umweltschonende” russische Gas anstelle der 
heimischen, “teuren und umweltbelastenden” 
Braunkohle entschieden. Berlin bezieht seit 
1994 zusätzlich 3,5 Milliarden Kubikmeter 
Erdgas aus Westsibirien. Aus dem gleichen 
Gebiet stammen ca. 10% des Erdölimports für 
die Petroindustrie uns somit ist diese Region 
der größte Einzellieferant für Deutschland. 
Das heißt, das bei uns Tag täglich jeder 

mit den westsibirischen Erdöl- und Gas- 
produkten in Berührung kommt. 

Projekttutorium Gelebte Anthropologie 

Freie Universität Berlin 

Institut für Ethnologie 

Drosselweg 1-3 
14195 Berlin 


Der Beitrag erschien in geringfügig anderer 
Bearbeitung auch in der Zeitschrift Ökozid. 
Die Fotos stammen von den Autoren. 


Meldungen 


Häuserräumung in Berlin-Mitte 

Am Mittwoch den 9.3. um 6 Uhr morgens 
umstelltenca. 100 Beamte der Berliner Polizei, 
darunter auch Sondereinsatzkommandos und 
Kriminalpolizei,die besetzten HäuserLinienstr. 
158/159 und Kleine Hamburger Str. 5. Sie 
brachen in die Häuser ein, rissen die Bewohner 
aus dem Schlaf, beschimpften und bedrohten 
sie. Ein Mensch wurde dabei durch die Polizei 
verletzt. Die Bewohner der Häuser mußten ca. 
zwei Stunden nur teilweise bekleidet stillste- 
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hen und Foto- und Videoaufnahmen erdulden. 
Fünf Menschen ohne deutsche Staatsbürger- 
schaft wurden ohne Angabe von Gründen fest- 
genommen, Erkennungsdienstlich behandelt 
und mehrere Stunden festgehalten. Die Häuser 
wurden durchsucht undkomplett abgefilmt. Es 
wurden erhebliche Sachschäden angerichtet, 
drei Räume wurden völlig verwüstet, eine 
Druckmaschine beschädigt. Diverse Gegen- 
stände wurden entwendet vor allem Technik 
und Bargeld. 
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Zeitgleich zu dieser Aktion wurden die Strom- 
und Gaszuleitungen durch die Versorgungs- 
unternehmen - unterstützt durch technische 
Polizeikräfte - gekappt. 

Die Häuser sind seit drei bzw. vier Jahren 
besetztund weigertensich Verträge abzuschlie- 
Ben. Es bestand eine Nichträumungsgarantie 
des Senats und des Stadtbezirks Mitte. 


Potsdam hat Probleme 
Nach den Häuserräumung vom 22.2., an die- 
sem Tag wurden das alternative Kulturzentrum 
‚In der Hegelallee 5 und ein Haus in der Karl- 
Marx-Straße geräumt, ist die Geschichte des 
Potsdamer Häuserk(r)ampfes um eine Episode 
reicher. Am Samstag dem 5. 3. sollte nach dem 
Willen der Potsdamer HausbesetzerInnen eine 
Demonstration gegen “Polizeiterror und weite- 
re Räumungen” stattfinden. Einen Tag vor der 
Demonstration verbot die Polizei allerdings 
selbige, aus “Sicherheitsgründen”. Darauf zog 
der Verein “Spiel und Spaß” seine Anmeldung 
zurück. Trotzdem fanden sich um 13.00 Uhr 
auf dem Platz der Einheit rund zweihundert 
Menschen zueinerspontanen Kundgebung ein. 
RednerInnen betonten noch einmal die 
Konzeptionslosigkeit der Stadt bei der Lösung 
von Wohnungsproblemen und im Umgang mit 
den HausbesetzerInnen. Hiernach formiertesich 
ein Demonstrationszug, der aber schon an der 
nächsten Kreuzung gestoppt wurde. Brutalsuch- 
te die Einsatzleitung die Demonstration aufzu- 
lösen und zu zerstreuen. Es hagelte Tritte und 
Schlagstockhiebe, schließlich jagte die Polizei 
jeder Ansammlung hinterher, kesselte sie ein, 
verschoß Tränengas und nahm circa 75 vorwie- 
gend minderjährige TeilnehmerInnen fest. Ein 
paar kaputte Schaufensterscheiben und ein 
Verkehrschaos konnten die aus dem ganzen 
Land Brandenburg zusammen gezogenen 
SEKlerallerdings auchnicht verhindern. Frag- 
lich bleibt außerdem wie sich Potsdams 
Kommunalpolitiker eine Entspannung der ge- 
genwärtigen Situation vorstellen. Nur langsam 
scheintbei einigen die Erkenntnis zudämmern, 
daß es nichts bringt, in Sachen Hausbesetzung 
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immer den Repressionsapparat in Gang zu 
setzen. Die bisher angebotenen “politischen” 
Lösungen sind inakzeptabel: niemand wird hier 
bereit sein, vier besetzte Häuser gegen ein 
“sozio-kulturelles Zentrum” am Randeder Stadt 
einzutauschen. Das Versprechen von OB 
Gramlich (SPD), es würden keine Häuser mehr 
geräumt, istaberinden Wind gesprochen; denn 
natürlich können Alteigentümer “ihre” Häuser 
räumen lassen. Doch auch die BesetzerInnen 
werden sich Anfragen gefallen lassen müssen. 
So erscheinen viele Projekte als bloßer 
Aktionismus und sind oft durch Kurzatmigkeit 
gekennzeichnet. Verbalradikalismus kommt, 
das war auf der Demonstration zu merken, des 
öfteren vorrationalen Überlegungen. Ein wirk- 
licher Dialog ist aber unmöglich, solange 
Baustadtrat Kaminski (SPD) quasi politische 
Linien ausgeben kann: “Potsdam hat zwei Pro- 
bleme; Dreck und Hausbesetzer” 

Anton Meiler 


Rühe-Beleidigungs-Prozeß in Halle 
Wegen Beleidigung von Bundesverteidigungs- 
minister Rühe ist am 18. Februar die 
Geschäftsführerin des Neuen Forums Sachsen- 
Anhalt, Sabine Leloup, zu einer Geldstrafe von 
800 Mark verurteilt worden. Anlaß waren Pla- 
kate gegen den Export von Kriegsschiffennach 
Indonesien, die am 8. Juni vergangenen Jahres 
bei einer öffentlichen Vereinigung von 
Bundeswehrsoldaten von Demonstranten an- 
gebracht wurden. Rühe hatte daraufhin Anzei- 
ge wegen “übler Nachrede und Verleumdung 
gegen Personen des öffentlichen Lebens” ge- 
stellt. 

Die Angeklagte erklärte, sie fühle sich 
nicht schuldig. Ihr Verteidiger, Wolfgang Kaleck 
betonte, das Plakat enthalte eine berechtigte 
Kritik. Bei der Klage gegen Völkermord sei 
wohl jedes sprachliche Mittel recht, um sich 
Gehör zu verschaffen. Das Grundgesetz stehe 
jedem Bürger zu, seine Meinung frei zuäußern. 
In einer demokratischen Gesellschaft dürfe es 
keinen Majestätsbeleidigungsprozeß geben. 

Nach der Verhandlung, als die zahl- 
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reich erschienenen Mitkämpfer von Sabine 
Leloup den Saal verließen, wurden sie von 
Polizisten auf sichtbares Tragen eines T-shirts 
mit dem inkriminierten Plakat kontrolliert. 
Dabei kam es zu tätlichen Auseinandersetzun- 
gen. Die Personalien der Demonstranten wur- 
den aufgenommen. 

Anlaß zu der Plakataktion war der Ver- 
kauf von ehemaligen DDR-Kriegsschiffen an 
Indonesien, der im Ausland heftige Kritik her- 
vorrief. Die malaiische Regierung bezeichnete 
den Handel als “unklug” und als “Störung des 
militärischen Gleichgewichts in der Region”. 
Auch Portugal protestierte in Bonn. Der indo- 
nesischen Regierung werden sowohlinden von 
ihr besetzten Gebieten Östtimorund Westpapua 
als auch im eigenen Land eine Vielzahl von 
Menschenrechtsverletzungen vorgeworfen. Die 
Bundesregierung verweist auf die Notwendig- 
keit der Erhaltung von Arbeitskräften. Durch 
das Geschäft, das durch Hermes-Bürgschaften 
abgesichert wurde, seien 170 Arbeitsplätze in 
Mecklenburg-Vorpommern erhalten worden. 
Dieser Behauptung hatte der Hamburger 
Friedensforscher in einem Gutachten für die 
Hilfsorganisation “terre des hommes” wider- 
sprochen. Zustande kam das Geschäftnur, weil 
das indonesische Regime mit einem gleichzei- 
tig gewährten Kredit bezahlen konnte. Daß für 
ein Nicht-Nato-Land von der Bundesregierung 
eine Hermes-Bürgschaft geleistet wird, ist zu- 
mindestungewöhnlich. Müsse der Hermeskredit 
von der Bundesregierung gezahlt werden, er- 
klärte Peter Lock, und stelle man diesem den 
geringen Beschäftigungseffekt gegenüber, “so 
würde ein solcher Betrag ausreichen, ein regio- 
nales Wirtschaftsförderungsprogramm mit ei- 
nem zumindest vergleichbaren Beschäftigungs- 
effekt aufzulegen”. 


Werden Jakarta und Baghdad neue 


Partnerstädte Berlins? 

Anfang Februar wurde bekannt, daß Berlin mit 
der indonesischen Hauptstadt Jakarta eine 
Städtepartnerschaft eingehen will. 
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Bereits im April soll ein entsprechender Ver- 
trag unterschrieben werden. Die deutsche Öf- 
fentlichkeit erfuhr von dem Vorhaben erst aus 
der Presse, nachdem die Pläne in der indonesi- 
schen Metropole publik gemacht wurden. 

Der inzwischen auch seitens des Berli- 
ner Senats bestätigte Zeitpunkt der Unter- 
zeichnung bereits im April läßt darauf schlie- 
Ben, daß die Verhandlungen bereits weit fort- 
geschritten sind. Weder die Berliner noch die 
Jakartanesische Bevölkerung wurden jedoch 
bislang am Meinungsbildungsprozeß beteiligt, 
was ein bei Politikern beider Seiten höchst 
undemokratisches Verständnis beweist. Noch 
nicht einmal im Berliner Abgeordnetenhaus 
wußteman von denPlänen. DieNachfragender 
Gruppe Neues Forum/Bürgerbewegung am 
24.2. im Abgeordnetenhaus wurde nur 
unzureichend beantwortet. 

Die Motive des Berliner Senats, nach 
Moskau, Warschau, Budapest, Paris, Madrid, 
Istanbulund Los Angeles eine achte Städtepart- 
nerschaft einzugehen bleiben angesichts der 
derzeit leeren Kassen unklar. Es wird vermu- 
tet, daß vor allem wirtschaftliche Interessen im 
Vordergrund stehen, z.B. durch die Zusam- 
menarbeit beim Aufbau eines Nahverkehrssy- 
stems in Jakarta. Für das in letzter Zeit von 
seiten der USA stark in Bedrängnis geratene 
Jakarta wäre eine Partnerschaft auch eine will- 
kommene politische Aufwertung. 

Ein Vertretervon WatchIndonesiakom- 
mentierte, während Berlin in der Welt als 
Symbol der Freiheit gelte, stehe Jakarta als 
Machtzentrum einer Militärdiktatur für die 
gewaltsame Unterdrückung Oppositioneller 
sowie anderer Regionen Indonesiens. “Welche 
Kriterien gelten für eine Städtepartnerschaft?”, 
fragte er. “Würde Berlin auch eine Partner- 
schaft mit Baghdad eingehen?”. 


Für FREIe und OFFENe Heide 

Anfang Februar haben die Mitglieder des 
Fördervereins “Naturpark Colbitz-Letzlinger 
Heide” die Satzung verabschiedet, den Vor- 
stand und einen wissenschaftlichen Beirat ge- 
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wählt. Ineiner Erklärung bringen sie ihre Sorge 
darüber zum Ausdruck, daß die Bundeswehrin 
den letzten Wochen sich verstärkt anstrengt, 
die Heide in Besitz zu nehmen und vollendete 
Tatsachen zu schaffen. Sie fordern die Bundes- 
regierung auf, im Rahmen geplanter Einsparun- 
gen im Verteidigungshaushalt auf die 
Etablierung eines milliardenschweren “Ge- 
fechtsübungszentrum” und anderer militäri- 
scher Einrichtungen zu verzichten. Die geplan- 
ten Mittel sollten für Altlastenbeseitigung, 
Naturschutz und Infrastrukturentwicklung ein- 
gesetzt werden. Nötig und möglich sei eine 
baldige Ausweisung des Naturparkes“Colbitz- 
Letzlinger Heide”. 

Die vom Landesumweltamt vorgelegte 
Biotopkartierung bestätige, daß die Heide ein 
an Biotopen und Arten reiches und damit 
hochgradig schutzwürdiges Ökosystem dar- 
stellt. Für die Entwicklung des landschaftsspezi- 
fischen Tourismus müssen flächendeckend 
Voraussetzungen geschaffen werden: Wander- 


und Radwegen zwischen den Heidegemeinden, 
Naturlehrpfade, Erschließung bzw. Wiederher- 
stellung geschichtlich wichtiger Bereiche wie 
ehemaliger (wüster) Dorfstellen, Gedenksteine 
sowie historischer Wege. 
Der Förderverein will nun eine wirksame 
Öffentlichkeitsarbeit aufbauen und beantragt 
seine Einbeziehung in die Arbeitsgruppe “Zi- 
vile Nutzung der Colbitz-Letzlinger Heide” 
des Regierungspräsidiums Magdeburg. 
Colbitz, den 3. Februar 


Sammlung für ABRAHAM VILLATO- 
RO HIDALGO 

Abraham Villatoro Hidalgo lebt als politischer 
Flüchtling aus Guatemala im Exil in Mexico- 
Stadt und arbeitet dort in einer Organisation 
mit, die sich mit der Erziehung und Weiterbil- 
dung von guatemaltekischen Flüchtlingen in 
Mexicobeschäftigt. Am 19. Februar 1992 wur- 
deer in Mexico-Stadt von einem Auto überfah- 
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ren und ist seitdem querschnittsgelähmt. 

Er hätte die Möglichkeit, sich erneut operieren 
zu lassen und damit eine Chance, seine medi- 
zinische Situation zu verbessern. Nach einem 
Kostenvoranschlag kubanischer Spezialisten 
betragen die Kosten voraussichtlich 10.000 
US-Dollar. Da weder Abraham nochseine eben- 
falls in einer Exilorganisation tätige Lebensge- 


fährtin, die zudem noch drei gemeinsame Kin- 
der zu versorgen haben, das Geld haben, sind 
sie auf internationale Solidarität angewiesen. 
Das gesammelte Geld wird ihm persönlich 
übergeben. 

Konto-Nr: 144 013 6005 Berliner Sparkasse 
(BLZ 100 500 00) 

Wolfgang Kaleck (Stichwort: Abraham) 


Post 


Josh Sellhorn schreibt zu dem Artikel 
“Roßtäuschereien - Muß ein guter Antifaschist 
ein Marxist sein” in “telegraph” 1/94: 
.„.Abgesehen davon, daß ich bei dieser Wieder- 
gabe der drei Absätze unter anderem still- 
schweigend 7 falsche Namensschreibungen, 3 
falsche oder fehlende Kommasetzungen und 
einmaldiefalsche Verwendung des Akkussativs 
statt des Dativs zu korrigieren gezwungen war 
- alles leider typisch für das schlampige 
Redigieren beim “telegraph”, der ansonsten in 
letzter Zeit nach meiner Meinung inhaltlich 
immer interessanter wird -, sollte das, was 
Wolfgang Rüddenklau hier geschrieben hat, 
nicht unkommentiert bleiben. 

Erstens: Ich denke, daß das im dritten 
Absatz Gesagte richtig und durchaus zu unter- 
schreiben ist. Nur verfällt der Autor insofern 
selbst in Paralogismus (nicht in “Paralogik”, 
wie es bei ihm heißt), als der dritte Absatz aus 
meiner Sicht keine echte Beziehung zu den 
beiden vorhergehenden Absätzen hat oder sich 
das im dritten Absatz Gesagte nicht wirklich 
logisch aus dem vorher Geschriebenen ergibt. 

Zweitens: Was will Wolfgang Rüdden- 
klau eigentlich mit der Wiedergabe des Be- 
richts eines “alten Bekannten” im ersten Ab- 
satz und seinen Kommentaren dazu im zweiten 
Absatz ausdrücken? Will er dem indirekt Zi- 
tierten anlasten, er habe oberflächlich, wenig 
durchdacht Urteile ausgesprochen? Eigentlich 
gibtes indem Rapportierten garkeineexpliziten 
Urteile, wenn man von der Bemerkung “An- 
sammlung derbedrohlichsten Figuren” absieht, 
Alles bleibt im Ungewissen. Man möchte fra- 


44 


gen: Um welche abweichenden Meinungenhin- 
sichtlich der Stasiakten” der einen handelt es 
sich, über die die anderen “hergefallen” sind? 
Und inwiefern werde ich als “Kronzeuge für 
diese Ansichten” benannt? Meint das, ich habe 
die genannten Veranstaltungen beobachtet und 
sei insofern Kronzeuge, als ich über sie berich- 
ten könne? Oder meint das, meine Ansichten 
seienidentischmitdenen,die“Wolfgang Harich 
und andere” vorgetragen haben? Oder meint 
das, mein Denken gehe konform mit dem von 
Siegmar Faust und von Rainer Hildebrandt? 
Alles bleibt unklar. 

Hier hätte Wolfgang Rüddenklau an- 
setzen und nachfragen können. Aber offen- 
sichtlich weiß er von der bewußten Veranstal- 
tung nur durch seinen “alten Bekann- 
ten”, was ihm wohl genügt, um ein- 
fach von “Konstrukt” be- 
ziehungsweise “Weltverschwörungsmärchen” 
zusprechen. Ihm dient das allesnur als Vorlage 
zur Zensurverteilung an Siegmar Faust, Rainer 
Hildebrandt und Wolfgang Harich, der man 
zustimmen mag oder die man als zu pauschali- 
sierend und subjektiv ansehen kann. Ich meine 
schon, daß einiges davon korrekturbedürftig 
sein sollte. 

Was meine Person angeht, so finde ich 
es durchaus ehrenhaft, daß er mich 
“aus den Krallen der rechten Ver- 
schwörung zu befreien” versucht, in denen ich 
mich jedoch niemals befunden zu haben meine. 
Daß er mir dann das Attribut “linker 
Antistalinist” zuspricht, finde ich im Prinzip 
zutreffend, wenn ich mich auch ungern auf 
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diese Beschreibung eingegrenzt fühlen möch- 
te. Warum er übrigens beim Aussprechen die- 
ser Benennung schlucken mußte, werdeichihn 
fragen, wenn ich ihm mal wieder begegne. 
Drittens: Es bleibt zu fragen, von wel- 
chen Versammlungen in dem Artikel eigent- 
lich die Rede ist. Was Wolfgang Harich be- 
trifft, der Anfang der fünfziger Jahre mein 
Lehrer war, als ich an der Humboldt-Universi- 
tät Philosophie studierte, und dem ich mich 
auch heute freundschaftlich verbunden weiß, 
ohne viele seiner politischen Auffassungen zu 
teilen, so kenne ich aus eigener Anschauung 
zwei seiner Veranstaltungen der von ihm gelei- 
teten Alternativen Enquete-Kommission, die 
in der Berliner Stadtbibliothek stattfanden und 
die ich als “Horcher und Gucker” besuchte. In 
der einen, am 20. Oktober 1993, moderierte 
Professor ProkopZeitzeugenaussagen vonEgon 
Krenz, Lothar de Maiziere, Peter-Michael 
Diestel, Christa Luft und Günther Maleuda, 
die mit Recht ein umstrittenes Echo fanden; 
Wolfgang Harich mischte sich gelegentlich - 
Dispute mit Diestel und de Maiziere führend - 
ein. Die zweite, am 15. Dezember 1993, wurde 
von Wolfgang Harich selbst moderiert und 
beschäftigte sich mit dem Thema “Ge- 
heimdienste in Deutschland 1945 bis 
1989”; hierbei gaben Sprecher des 
sogenannten “Insiderkomitees zur 
Aufarbeitung” (Klaus Eichner und Wolfgang 
Hartmann), ein ehemaliger führender Vertre- 
ter des MfS und AfNS (Wolfgang Schwanitz) 
und der niederländische Autor eines Buches 
über den BND (Erich Schmidt Eenboom) 
Statements zum Wirken in- und ausländischer 
Geheimdienste aufdem Boden derbeiden deut- 
schen Staaten ab. In beiden Veranstaltungen 
wurde meines Wissens nicht explizit über 
Stasiakten gesprochen, weshalb sie eigentlich 
im “telegraph”-Artikelnicht gemeint sein kön- 
nen. Was andererseits den Inhalt der beiden 
Veranstaltungen betrifft, so machte und mache 
ich keinen Hehl daraus, etliches Kritisches 
dazu sagen zu können und zu müssen. (Zum 
Beispiel: Wennich es auchrichtig finde, daß im 
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Gegensatz zur von Rainer Eppelmann geleite- 
ten Enquete-Kommission des Deutschen 
Bundestages bei der Alternativen Enquete- 
Kommission die Betrachtung der DDR unddes 
Staatssicherheitsdienstes mehr im Kontext zur 
internationalen Situation und zu den Bedin- 
gungen des Kalten Krieges erfolgen soll, finde 
ich es bedenklich, wenn das zur Rechtfertigung 
von gewissen Aktivitäten der Stasi mißbraucht 
wird.) Wenn ich auch bereit war, mich zusam- 
men mit einer prominenten Persönlichkeit der 
Bürgerbewegung (ich hatte an Ingrid Köppe 
gedacht) von der Alternativen Enquetekom- 
mission zu einem Streitgespräch mit Klaus 
Eichler vom Insiderkomiteeeinladen zulassen, 
ging es mir dabei eben um ein Streitgespräch 
und nicht etwa um Übereinstimmung. Aller- 
dings kam es zu einer Absage an Wolfgang 
Harich, weil unser Bürgerkomitee der Mei- 
nung war, solch eine Diskussion solle man sein 
lassen. (Interessant war für mich, am Tag der 
Veranstaltung mitgeteilt zu bekommen, daß 
ein westdeutscher Anrufer gesagt haben soll, 
daß er froh sei, Josh Sellhorn nicht als Teilneh- 
mer der Veranstaltung zu wissen; dieser seiim 
Rahmen des Bürgerkomitees “15. Januar” der 
“intelligenteste, aber auch gefährlichste 
Antikommunist”. Zurin Wolfgang Rüddenklaus 
Artikel genannten “Versammlung der bekann- 
ten antikommunistischen Organisation Inter- 
nationale Gesellschaft für Menschenrechte”, 
die der “alte Bekannte” belauscht hat: Sollte 
ich dafür als “Kronzeuge” benannt sein, kann 
es sichnur um eine Veranstaltung handeln, die 
von der Gedenkbibliothek zu Ehren der Opfer 
des Stalinismus und anderen Opferverbänden 
am 20. Januar 1994 gleichfalls in der Berliner 
Stadtbibliothek durchgeführt wurde und die 
gewissermaßen als Protest gegen die Veran- 
staltung der Alternativen Enquete-Kommissi- 
on vom 20. Oktober 1993 gedacht war. Siegmar 
Faust wirkte da als Moderator für ein“ Festival 
des Antikommunismus” im Sinne der von Tho- 
mas Mann so bezeichneten “Grundtorheit der 
Epoche”. So empfand ich jedenfalls, wenn ich 
auch verstehe, daß bittere persönliche Erleb- 
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nisse jemanden in eine solche Position treiben 
können. Im Podium saßen außer Siegmar Faust 
Elisabeth Grauel, Ursula Papiolek, Andreas 
Bengsch, Hermann Kreutzer, Ulrich Schacht, 
Fritz Schenk und Hans Eberhard Zahn. (Um 
einiges zu erwähnen, was nicht nur mir aufden 
Magen schlug: Nicht das Abschaffen von 
Feindbildern sei wichtig, sondern das Schaffen 
neuer Feindbilder. Gegen Feinde der Demo- 
kratie wie beispielsweise die PDS dürften kei- 
ne demokratischen Mittel angewandt werden, 
sondern seien undemokratische vonnöten. Her- 
mann Kreutzer vom Kurt-Schuhmacher-Kreis 
plädierte- wennichihnrichtig verstanden habe 
-unter dem Beifall vieler Besucher des Abends 
allen Ernstes für Gewalt gegen Kommunisten 
und Sozialdemokraten, ohne daß ihm auch nur 
ein einziger Vertreter im Präsidium wider- 
sprach.) Vielleicht meinte der “alte Bekannte” 
von Wolfgang Rüddenklau auch garnicht diese 
Veranstaltung, denn Rainer Hildebrandt war 
nicht dabei. Dann allerdings war ich kein 
“Kronzeuge”, ein Protagonist beider angespro- 
chener Entwicklungen ohnehin nicht. 

Fazit: Es ist zur bedauerlichen Ange- 
wohnheitimheutigen politischen Grabenkampf 
geworden, Menschen, die einem unbequem 
sind, ein Etikett zu verpassen, auf daß man sie 
disqualifiziert. Diese Praxis istsowohl imrech- 
ten wie im linken Spektrum wie auch bei den 
Vertretern der sogenannten “Mitte” weit ver- 
breitet. So wurde zum Beispiel von verschiede- 
nen Seiten versucht, mir so unterschiedliche 
Schilder wie “Antikommunist” oder “PDS- 
lastig” oder “Gemäßigt und angepaßt” anzu- 
hängen. Da bin ich denn doch froh, wenn mich 
Wolfgang Rüddenklau mit dem Kennzeichen 
“linker Antistalinist” versieht. 


W. Rüddenklau: 1. Beim Terminus “linker 
Antistalinist” habe ich deshalb “geschluckt”, 
weilich diese Art von Etikettierung nicht mag, 
weder im Negativen noch im Positiven. 
“Links” sagt im Moment gar nicht mehr viel 
und “Antistalist” ist eben auch nur eine 
Negativbestimmung. Aberleidermußmansich 
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mit solchen Aushilfen gelegentlich zufrieden- 
geben. Auf dem Gebrauch der Vokabel 
“Paralogik” muß ich bestehen, selbst wenn es 
die so nicht geben sollte. Ich meine nicht das 
System, sondern eine Anwendung. 

2. Um welche Veranstaltung es sich dreht, 
weiß ich auch nicht, hatmich offen gesagt auch 


nicht interessiert. Mich interessierte die Art, 


wie von meinem “alten Bekannten” Leute in 
Schubfächer eingeordnet wurden und ich häbe 
darüber hinaus bei einigen Leuten Protest an- 
gemeldet. 

3, Hinsichtlich Harichs habe ich natürlich nur 
die Erfahrungen, die mir zugänglich waren. 
Empört hat mich beispielsweise, daß Harich 
Anfang der achtziger Jahre mitder Begründung 
in die DDR zurückkehrte, hier hätte man mehr 
Ruhe zur Arbeit. Dann habe ich über seine 
Ökodiktatur-Projekte gehört (“Kommunismus 
ohne Wachstum”, 1974 (?)) - das Buch konnte 
ich allerdings wegen der bekannten Import- 
verbote damals nicht lesen und habe, offen 
gesagt, auch heute noch keinen Anlaß gesehen. 
Vergessen scheint heute auch der Einsatz 
Harichs in der Kafka-Debatte der DDR. Er 
mußte wissen, daß er für die Altstalinisten 
sprach, als erinder DDR-Schriftstellerzeitung 
“Sinn und Form” Kafka 
bewertete: “Den Mann für nicht für zitierfähig 
zu halten, sollte zu den Grundregeln geistiger 
Hygiene gehören... In jeder Hinsicht war seine 
Wirkung schädlich.” Der Lyriker Stephan 
Hermlin sah denn auch in einer Rede auf dem 
DDR-Schriftstellerkongreß 1987 in Harich die 
Vorhut der stalinistischen Renaissance: “Wo 
eine solche Stimme sich erhebt, warten andere 
auf ihren Einsatz. Es ist die Stunde der ge- 
brannten Kinder - auch ich bin ein gebranntes 
Kind.” 

Hinzu kommen die Aussagen von Wal- 
ter Janka (“Schwierigkeiten mitder Wahrheit” 
undmündliche Äußerungen in Interviews) über 
Harichs Verhalten während des gemeinsamen 
Prozesses in den fünfziger Jahren. Zu untersu- 
chen wären auch die eigenartigen Verhaltens- 
weisen Harichs nach der Wende, an die ich 
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mich aber nicht deutlich genug und zitierfähig 
erinnern kann. Aber insgesamt reicht es mir, 
den Mann für suspekt zu halten. 


„Euer Bericht “Sachsens Grüne mit nicht nur 
schwarzer Nase” verleitet mich zu meinem 
ersten Leserbrief. Ich finde es gut, daß Ihr über 
die Versammlung berichtet, aber wenn Ihr - so 
wie hier - parteilich berichtet, müßtet Ihr Euch 
wirklich gut informieren, um nicht plötzlich 
bei der falschen Partei aufzuwachen. 

In Eurem Artikel nehmt Ihr sehr Partei 
für Michael Arnold. Klaus Gaber bezeichnet 
Ihr sinngemäß als cleveren Politprofi. Gerade 
Gaber kenne ich seit längerer Zeit als sehr 
ehrlichen, selbstlos um Einigung bemühten 
Arbeiter in der zerstrittenen Sächsischen 
Landtagsfraktion von B90/Gr.. Und einer, der 
oft genug durch Intrigen und eigenmächtiges 
Vorgehen dieses Pulverfaß am Zündeln hielt, 
war Michael Amold. Sein Wirken war mehr 
vom Drang nach Selbstdarstellung als vom 
Handeln im Sinne der Wähler bestimmt. Auch 
seine politische Vergangenheit in der DDR- 
Opposition ist mir neu, meint ihr damit etwa 
seinen “3-jährigen Ehrendienst” im Stasi- 
Regiment “Felix Dzierzynski”? Und - Amold 
als gehetztes Tier im sächsischen Landtag - 
wozu versteigt Ihr Euch da? Ihn als einzigen 
ernst zu nehmenden Eggert-Gegner zu sehen, 
ist einfach blind. Alles in allem denke ich, seid 
Ihr einer sehr schillernden Persönlichkeit auf- 
gelaufen. 

Auch die CDU Sachsens ist weitaus 
vielschichtiger, als wir’s von Berlin zum Bei- 
spiel kennen, und sie paßt nicht so einfach in 
die schwarze Schublade. 

Hintergrundinformationen auch dar- 
über wären vielleicht für Eure Leser interes- 
sant, aber speziell Arnold erfordert nochmal 'n 
Artikel mit guten Informationen - er war Eure 
Unterstützung (leider) nicht wert. 

Aber besonders amüsiert hat mich die 
Einleitung - die war wirklich gut. Ich wünsche 


Euch viele, viele Informanten. 
H. H. Berlin 
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Red: Der Artikel wurde nicht von einem 
Redaktionsmitglied geschrieben und steht da- 
hernicht in direkter Verantwortung der Redak- 
tion. Ob Michael Arnold tatsächlich drei Jahre 
bei “Felix Dzierzynski” war, wissen wir nicht. 
Jedenfalls aber war er in den letzten DDR- 
Jahren Mitglied der oppositionellen Leipziger 
Menschenrechtsgruppe IG Leben und dafür 
1988 und 1989 längere Zeit in Haft. Aufkeinen 
Fall lag uns daran, einen Kult für die Persön- 
lichkeit Amold einzuführen. 


Ich bin etwas erstaunt über Eure Begeisterung 
über Anna Chies Artikel und kann sie nich 
teilen. 


Mir bleiben viele ihrer Aussagen sehr 
unklar, um einen heißen Brei herumgeredet, 
den ichnicht genau orten kann. Sie fängt an bei 
der Sexismuskritik. Hier scheint sie diejenigen 
Frauen zu kritisieren, die ein Matriarchat wol- 
len. 

Hätte sie sich mit matrilinearen bzw. 
matriarchalen Gesellschaften (wie sie z.B. bei 
einigen Indianerkulturen zu finden waren) aus- 
einandergesetzt, so wüßte sie, daß die 
Herrschaftsstrukturen in diesen Gesellschaf- 
ten wesentlich egalitärer und basisbestimmter 
waren als in patriarchalischen Strukturen über- 
all auf der Welt. Patriarchale Herrschaft ist in 
ihrem Wesen hierarchisch und brutal. Das Be- 
setzen von Führungspositionen durch Frauen 
hat natürlich noch nicht gleich eine Verände- 
rung in der Machtausübung oder den 
Lebensbedingungen der Beherrschten zur Fol- 
ge. Maggy Thatcher war ein gutes Beispiel, 
Birgit Breuel ist ein anderes. Daß Frauen Kar- 
rieren und damit Führungspositionen anstre- 
ben, finde ich aber wichtig für sie selbst und 
andere: auf daß wir nicht alle - wie zur Zeit - zu 
den ausgegrenzten, marginalisierten Schichten 
gehören, die ihre Energien auf Ämtern ver- 
schleudern, um ihren unmittelbaren Lebensun- 
terhalt zu sichern. Die Armut ist weiblich: wie 
ich höre, sind im Osten 65% der Arbeitslosen 
Frauen, im Westen verschwinden viele seit 
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Jahrzehnten im Hausfrauenstatus. 

Karrierefrauen können den Vorteil ha- 
ben, daß sie fähig sind, Geld in Frauenprojekte 
zu stecken und sollten in die Richtung beein- 
flußt werden. Endgültig gehtmirin Anna Chies 
Text der Zusammenhang verloren, als sie die 
Richtlinie Mielkes zitiert. Zunächst mal finde 
ich die Richtlinie gerade auch für uns Westler 
sehr interessant; schließlich haben wir schon 
lange allemöglichen V-Leute in unseren Grup- 
pen. Wo aber der Zusammenhang zur 
Sexismusdiskussion entsteht, will mir nicht 
einleuchten. Mir scheint, wir sollen davon ab- 
gehalten werden, Sexismus zu thematisieren 
und den Sexismus einzelner Politmänner 
(schließlich eine besondere Form von 
Powerplay) anzugreifen. 

Vom freien, zwanglosen Zusammen- 
schluß von Menschen träume auch ich schon 
lange, stelle aber immer wieder fest, daß sich, 
auf welchem Wege auch immer, auch in deut- 
lich anarchistischen Gruppen immer wieder 
Machtstrukturen ausprägen. Sexismuskritik 
bedeutetu.a. zuanalysieren, aufwelchem Wege 
Männer über Sprache, verschiedenste Macht- 
ausübungstechniken usw. immer wieder sich 
ihrer Herrschaft über Frauen und natürlich 
auch hierarchisch niedriger stehende Männer 
versichern. Als Literatur fiele mir da z.B. die 
feministische Linguistin Senta Trömmel-Plötz 
ein, die die männliche Herrschaftsausübung in 
Gesprächen analysierte. 

5 Insgesamt schleicht sich beim Lesen 
des Artikels das Gefühl ein, daß Sexismus mal 
wieder zum Nebenwiderspruch gemacht wer- 
den soll, dem Streben nach Anarchismus (von 
dem es ja so schön wäre, wenn er irgendwo 
funktionieren würde) untergeordnet. In der 
Hoffnung, daß ich mich täusche, grüßt freund- 
lich JH, 


„„Daßhungerleidende Desperados (desperatio, 
lat. Verzweiflung, vergebliche Hoffnung) seit 
jeher geneigt sind, zu den Waffen zu greifen, 
wo immer sie welcher habhaft werden können, 
istder älteste Hutder Geschichtsklamottenkiste 


48 


- und doch kann ich mir einen fataleren Irrtum 
als Maos “wer will, daß die Gewehre für immer 
schweigen, der muß jetzt zum Gewehr greifen” 
kaum vorstellen. 

Es ruft also eine “Generalkommandan- 
tur der EZLN im Jahre 1993” zum Sturm auf 
Mexiko-City auf, und daß mindestens 30% der 
Aufgerufenen nicht lesen können, mag der 
EZLN nur zupaßkommen! Haarsträubend, wie 
die EZLN die Geschichte verbiegt: So waren 
beispielsweise jenemystischen mexikanischen 
“Wir” noch gar nicht unabhängig, als das heu- 
tige Texas, Kalifornien usw. von Spanien an 
die USA abgetreten wurden. Mithin ging nicht 
ein Stück Mexiko “verloren”, sondernes wech- 
selte fast menschenleeres Indianerland den 
Besitzer, und den Indianern konnte es wurscht 
sein, ob sie nun diesseits oder jenseits des Rio 
Grande/Grand River von Spaniern oder 
Angloamerikanern beherrscht werden sollten. 

Die selbstgerechte Naivität, mitder die 
EZLN über Fahne und Farben dünkelt, spottet 
dem Elend der Menschen Hohn, und diemitder 
(unberechtigten) Inanspruchnahme von Genfer 
Konvention (auch so eine alte Klamotte), Ro- 
tem Kreuz etc. suggerierte “Rechtmäßigkeit” 
des eigenen Tuns setzt dem Zynismus die Kro- 
ne auf. Doch die Menschen stimmen mit den 
Füßen ab; viele kehren ihrem Land den Rücken 
und überqueren die nasse Grenze, um in den 
USA ihr Glück zu suchen. 

Wo der mittelalterliche Prinz in vor- 
derster Reihe in den Kampf zog (principes, lat: 
die Kämpfer, die ersten Männer im Staat, die 
Soldaten der Schlachtfront), wo auch der 
Indianerhäuptling noch tapfer mitmetzelte, 
klafft nun eine gewisse Lücke, denn die 
Kommandantur von heute zieht es vor, aus 
sicherer Entfernung schwülstige Aufrufe und 
Befehle von sich zu geben und lieber andere 
Leute sterben zu lassen. Es sind nicht die 
Häupter des Aufstandes, die für diesen vorlau- 
ten und hochmütigen Größenwahn maßlos bü- 
Ben müssen, sondern abgehärmte Gestalten, 
die samt ihren alten Flinten und hölzernen 
Gewehrattrappen von den Raketen der 
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bundesstaatlichen Jagdbomber zerfetzt wer- 
den, oder unbeteiligte Passanten, denen post 
executionem eine Pistole in die reglose Hand 
gedrückt wird, um den Anschein zu wahren - 
unddiebalddaraufbefohlene Nachrichtensperre 
läßt noch Schlimmeres vermuten. 

Ich, lieber W. Rüddenklau, spüre kei- 
nen frischen Wind, sondern faulen, nach 
Verwesung stinkenden undnach vergammelter 
Althergebrachtheit. Man täte besser daran, im 
Drittweltladen mexikanischen Hochlandhonig 
zukaufen, statt diesen verfluchten Mythos vom 
“gerechten Krieg” überhaupt zu Wort kommen 
zu lassen, der auch nach der tausendsten 
Wiederholung so falsch ist wie eh und je. 

Und wer keinen Honig mag, darf gerne 
auch ein gutes, bäuerliches Schnäpschen trin- 
ken, aus Agaven gewonnen und Tequila ge- 
nannt -: prosit! (lat.: es möge nützen). Herz- 
lichst, S.G. 


Red: Die Redaktion des “telegraph” bekommt 
keine feuchtblanken Augen, wenn sich irgend- 
wo in Kurdistan oder Osttimor ein Häuflein 
Verzweifelter zu einer Armee zusammentut, 


die “den letzten Krieg” führt. Die Gefahren 
solcher Denkweise sind uns bekannt: Nationa- 
lismus, Wahndenken, Hierarchisierung, Ar- 
mee- und dann Staätsterror, ganz zuschweigen 
von den Rechten von Minderheiten. Aber es 
kann kein Zweifel sein, daß bei besonderer 
Verstocktheit der Herrschenden und besonde- 
rer Verzweiflung der Beherrschten oft kein 
anderer Weg als der der Waffen bleibt. Alle 
bekannten Fakten aus Chiapas (die“Taz’ brach- 
te dann in den folgenden Wochen immerhin 
doch dies oder jenes) weisen darauf hin, daß 
die EZLN nicht wie der Leuchtende Pfad in 
Peru am Maoismus, sondern eher anarchistisch 
orientiert ist, daß die Guerillaarmee erstaun- 
lich demokratisch verfaßt ist. Und schließlich 
haben sie, was zählt, bei Verhandlungen, be- 
trächtliche Erfolge für die Bauern in Chiapas 
erzielt. Daß in Aufrufen allerhand Argumente 
geäußert werden, deren Stichhaltigkeit nicht 
jeder Probe stand hält, mag sein. Aber das war 
im Kriege (sic!) seit jeher zum Zwecke der 
Einschüchterung des Gegners und zur eigenen 
Ermutigung üblich. 


Termine 


23.03. 20 Uhr, Berlin, HdD, Saal, Soziale Aspekte 
der Transformation - Sozialstruktur und Marktwirt- 
schaft in Rußland, Ref.: Prof. Dr. Rene Ahlberg (Sozio- 
loge, FU Berlin), Veranstalterin: Robert-Havemann- 
Gesellschaft 

25.-27.03. Wustrow: Einführung in die Gewaltfreie 
Aktion, Wochenendseminar in der Kurve Wustrow, 
Kirchstr. 14, 29461 Wustrow, Fon (05843) 507, Fax 
(05843) 1405 

30.03.1994, 19.30 Uhr: GELDWERKSTATT: neu- 
trales Geld, Ort: Fränkisches Bildungswerk für 
Friedensarbeit e.V. (FBF), Hessestr. 4, D- 90443 Nüm- 
berg, Tel.: 0911/28500 

01.-03. 04. (Ostern) 1994 im Rahmen und speziell zum 
Abschluß des Ostermarsches der 

“Bürgerinitiative FREIe HEIDe” soll ein Open-Air- 
Konzert gegen Naturzerstörung und Bomber-Training 
für eine FREIe HEIDe Kyritrz-Wittstock-Ruppin statt- 
finden. Dafür bedarf es noch viel Unterstützung. Kon- 
takt über: Gewaltfreie Aktionsgruppe Graswurzelrevo- 
lution, i.A. Ulrich Grölst, Am Rosenanger 84, D- 13465, 
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Tel.: 030/4013426 

Ostermärsche 04.04.94, Kontakt: Netzwerk Friedens- 
kooperative, Römerstr. 88, D-53111 Bonn, Fon (0228) 
69 29 04, Fax 69 29 06 in... 

- Hamburg: Hamburger Forum, c/o Renate Kirstein, 
Vielohweg 124b, 22455 Hamburg, Tel. 040 / 55 13 
891 

- Rheinland: Düsseldorfer Friedensforum, Fon (0211) 
34 63 94; DFG-VK Neuss, Fon (02131) 27 57 24; 
Kölner Friedensforum, Fon (0221) 52 57 57 

- München (2.4.94): Münchner Friedensbündnis, c/o 
Friedensbüro, Isabellastraße 6, 80789 

München, Tel. 089 / 27 15 917 

- Sachsen/Sachsen-Anhalt: Vom 01. - 03.04. unter 
anderem mit dem Fahrrad von Leipzig nach 
Magdeburg in die Colbitz-Letzlinger Heide mit 
Übemachtungen in Köthen und Magdeburg. 

Kontakt: Org.-Büro Ostermarsch Leipzig c/o Vereinig- 
te Linke, Bruno-Göring-Str.152, 04277 

Leipzig, Fon (0341) 3911149 Di 18 bis 20 Uhr und Fr 
17 bis 20 Uhr 
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05.04. bundesweit und Berlin ab 8.30 Uhr: Aktionen 
gegen Einberufung, Vemichtung von | 
Erfassungsbögenetc., Kontakt: Kampagne gegen Wehr- 
pflicht, Oranienstr. 25, D-10999 Berlin, 

Fon (030) 61 50 05 30 

09.04. - 08.05.1994 Protestmarsch gegen das gefähr- 
lichste Kernkraftwerk Frankreichs, den 

Schnellen Brüter “Superphönix” in Malville. Das vor 
sechs Jahren wegen schwerwiegender 

Mängel stillgelegte AKW soll im Sommer wieder in 
Betrieb genommen werden. Der 

Protestmarsch geht von Malville nach Matignon (Pa- 
ris). Anmeldungen und weitere Infos über: 

Europäer gegen Superphönix, Kontakt in Deutschland: 
Anne Stegmaier, Hans-Thoma-Str. 30, D- 71636 
Ludwigsburg, Tel.: 07141/41469 
09./10.04.,(7./8.05., 11./12.06.) 1994: Gedenkstätten- 
fahrten nach Sachsenhausen, Ein Projekt von Berliner 
Studentinnen und Studenten. Weitere Infos und Anmel- 
deformulare über Andy, c/o AStA FU, Kommunika- 
tionsreferat Kiebitzweg 23, D- 14195 Berlin,oder Anje, 
c/o StuPa HUB, (Öffentlichkeitsreferat), Unter den 
Linden 6, D- 10099 Berlin 

13.04.1994, 18.00 Uhr: Gibt es Entwicklungsperspek- 
tiven für die “Metropolen” ohne Beibehaltung der un- 
gerechten Umtauschverhältnisse mit der “Peripherie’”? 
Ort: Haus der Demokratie, Raum 310 
13.04./20.04./27.04.1994, jeweils 19.30 Uhr: Zittern 
und Wagen. Ein Kurs in konstruktivem Streiten. 
Selbsterfahrung mit Theaterelementen und intensivem 
Austausch (07.05. Tagesseminar), Ort: FBF, Hessestr. 
4, D-90443 Nümberg 

15.-17.04.1994 Wochenendseminar: Zivilcourage - in 
our age? Ort: FBF, Hessestr. 4, D- 90443 Nümberg 
29.04.-01.05. Gewaltfreies Training: Aktives Zuhö- 
ren, Wochenendseminar in der Kurve Wustrow (s.o.) 
12.-15.05. Karlsruhe: 18. Bundeskongreßentwicklungs- 
politischer Aktionsgruppen (BuKo) “Zur Rolle der 
BRD in der neuen Weltordnung”, Kontakt: BuKo, 
Nemstweg 32-34, D-22765 

Hamburg, Fon (040) 39 31 56, Fax 390 75 20 

15.05. Internationaler Tag der Kriegsdienstverwei- 
gerung, Kontakt: wri working Group “Turkey- 
Kurdistan”, c/o Rudi Friedrich, Brüder-Grimm-Str. 63, 
D-63069 Offenbach, Fon + Fax: (069) 84 50 16 
15.05. Aktionstag “Für eine BRD ohne Armee” Kon- 
takt: Bund für Soziale Verteidigung, 

Friedensplatz 1a, 32378 Minden, Fon (0571) 294 56 
29.05. Stuntgart: 4. Entzäunungs- und Umwandlungs- 
aktion “Todesland in Lebensland!” am EUCOM, Stutt- 
gart, Kontakt: Ohne Rüstung Leben, Furtbachstr. 10, 
D-70178 Stuttgart, Fon (0711) 640 96 20 
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05.-11.06. Gegenveranstaltungen zum “Weltkongreß 
Wehrmedizin”, Kontakt: Bundesverband der Tierver- 
suchsgegnerInnen, Roermonder Straße 4a, 52072 
Aachen, Fon (0241) 15 72 14 

24.-26.06. Mainz/Wiesbaden: Bundestreffen der Tota- 
len Kriegsdienstverweigerer, Kontakt: 

Vincent Schemel, bei Holderrieth, Adelheidstraße 85, 
65185 Wiesbaden, Fon (0611) 37 18 99 

29.06.-03.07. Dresden: Katholikentag in Dresden und 
“Ökumenischer Kirchentag von unten”, 

Kontakt: Initiative Kirche von unten, Heerstr. 205, D- 
53111 Bonn, Fon (0228) 69 21 65, Fax 63 12 26 
04.07. bundesweit und Berlin ab 8.30 Uhr: Aktionen 
gegen Einberufung, Vemichtung von 

Erfassungsbögen etc., Kontakt: Kampagne gegen Wehr- 
pflicht, Oranienstr. 25, D-10999 Berlin, 

Fon (030) 61 50 05 30 

Januar 1995 - 12 Oktober 1995: Europäischer Marsch 
1995, die Anti-Atom-Organisation “For 

Mother Earth” organisiert diesen Marsch um einen 
umfassenden Atomteststoppvertrag, den 
Nichtweiterverbreitungsvertrag und weiteren Atom waf- 
fenabbau zu unterstützen und sich den 

“zivilen” Atomkraftwerken zu widersetzen. Der Marsch 
soll von Brüssel über Paris, London, 

Wien, Tschemobyl, Minsk, nach Moskau gehen. Wer 
Lust hat sich anzuschließen oder “For 

Mother Earth” bei der weiteren Planung und der Durch- 
führung zu helfen, meldet sich bitte bei: 

Marie Loffmann, Klosterstraße 6, D- 65187 Wiesbaden, 
Tel.: 0611/805080 


Protestwanderungen der BI FREIe HEIDe jeweils am 
2. Sonntag im Monat jeweils 14 Uhr 03.04. ab Fretz- 
dorf, Kirche. Kontakt: H. Schönberg 033966/469, GWR 
Berlin 030/401 34 26, 

BFF 030/431 61 81. OFFENe HEIDe, Kontakt: Birgit 
Hinz, Klosterstr. 8, 39638 Letzlingen, Tel. (039088) 
437, Peter Haas, Sieverstorstr. 42, 39106 Magdeburg, 
TEI. (0391) 56 10 819 


Postkartenaktion füreine Menschenrechtsklausel in der 
Rüstungsexportgesetzgebung 

amnesty international, 53108 Bonn, Bestellnr.: 69080, 
50S$ 

tck zu 4,-DM 
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telegraph - Abonnement 


Ich bestelle den telegraph im Abonnement 
ab: für | 
__ 1Jahr (45.- DM) 

__ 1/2 Jahr .(23.- DM) 

Das Abonnement verlängert sich automatisch, sofern es nicht 


spätestens 6 Wochen vor Ablauf des alten Abos gekündigt wird. 
Der Auftrag kann innerhalb von 10 Tagen widerrufen werden. 


__auf Probe (2 Hefte für 6.-DM) 
Das Probeabo verlängert sich nicht automatisch ! 
Probeabo nur gegen Vorkasse (bar oder Briefmarken)! 


An 
Redaktıon telegraph 
Schliemannstr. 22 
Berlin O-1058 


Ich bestelle Exemplare 
der Sondernummer Mai/ 92 zum Preis 
von 4 DM pro Exemplar. Nur gegen 
Name: 
Str./Nr.: 

Ort/PLZ: 
Zahlungsweise: _ Rechnung __Scheck 
_ per Abbuchung __Bar 


Datum/Unterschrift 


telegraph - das Geschenk 


Ich verschenke den telegraph als Abo für 
l Jahr (45.-DM) an: 


Name: 
Str/Nr: 
Ort/PLZ: 


Das Geschenkabo verlängert sich nicht automatisch ! 
Der Auftrag kann innerhalb von 10 Tagen widerrufen werden. 


Konto-Nr. Bankleitzahl 


Name der Bank/Ort 


Datum/Unterschrift Datum /Unterschrift 


Hinweise zur Abokarte: 

Im grau markierten Feld bitte ankreuzen, ob Ihr den "telegraph” verschenken wollt oder selbst 
abonniert und das zugehörige Feld ausfüllen. Dann rechts das Feld zur Zahlweise ausfüllen. Nur wenn 
ein Einzug des Geldes vom Konto (Abbuchung) gewünscht ıst, bitte die Angaben zu Kontonummer, 
Bankleitzahl etc. machen’ und vor dem Abschicken nochmal überprüfen sowie mit der zweiten 


Unterschrift bestätigen. 

Fristen: 

Das Abo (nıcht Geschenk- oder Probeabo) verlängert sıch automatısch, wenn nıcht spätestens 6 
Wochen vor Ablauf des alten Abos die Kündigung erfolgte. Den Aboauftrag könnt Ihr bis zehn Tage 
nach Abschicken (Poststempel) widerrufen. 

Probeabo: 

Wer den "telegraph" noch nicht kennt, kann sich über das Probeabo informieren (nur gegen Vorkasse 
Bar oder Scheck !). 

Geschenkabo: 

Wenn Euch jemand lieb ist, schenkt ihr/ihm doch einfach eın "telegraph"-Abo ! 

Förderabo: 

Menschen die meinen, daß sie soviel Geld verdienen, daß sıe eine Zeitschrift wie den "telegraph" 
unterstützen wollen, können das mit einem Förderabo für mindestens 70,-DM ım Jahr tun. Die Fristen 
sınd dıe gleichen wie beim normalen Abo. Wirtschaftlich geht es dem "telegraph” nicht besonders gut. 
Auslandsabo: 

Wegen des erheblich höheren Portos kostet ein Auslandsabo im Jahr 60,-DM. 

Sondernummer: 

Auf dieser Karte findet sich auch ein Feld zum Bestellen der Sondernummer Mai/92 

(Mitte rechts auf der Karte). Nur gegen Vorkasse Bar oder Scheck ! 


N eDU's0 


Zukunft - nur RL 


Zeisch 
N. Land eier 


TER ung: 


